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Normalerweise kommt man ja in diesen Corona-Zeiten gar nicht mehr fort, 
aber für diese Ausgabe sind wir im ganzen Land herumgekurvt. Eva Reisinger 
zum Beispiel hat sich auf den Weg ins Burgenland gemacht. Ihre berührende 

Reportage aus einem Pflegekompetenzzentrum lesen Sie ab S. 40!

Christian Bunke hingegen ist für dieses Heft hoch hinaufgeklettert: 
nämlich, wie hier zu sehen, unter anderem auf die Terrasse 

im Headquarter der Arbeiterkammer Wien. Für seinen Text ab S. 32 
traf er einige Menschen, die ihm Spannendes zum Thema 

Pflege-Apps & Co. erzählt haben.

Hinter den Kulissen
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Vielleicht erinnern Sie sich an eines der verstörendsten Videos, die zu Anfang der 
Corona-Pandemie viral gingen: Tennislegende Boris Becker beklatscht um Punkt 
18 Uhr britischer Zeit, adrett gekleidet auf seiner Penthouse-Dachterrasse, mit 

exklusivem Blick über die Dächer Londons, und inmitten eines malerischen Sonnenunter-
gangs über der Themse, lächelnd in die klare Höhenluft hinein, das hart schuftende und 
COVID-geplagte Pflegepersonal. Gehört hat das außer seiner Instagram-Fangemeinde 
leider niemand, denn die vielgepriesenen „Held:innen der Krise“ waren gerade damit be-
schäftigt, Beatmungsgeräte anzuschließen, Intensivpatient:innen auf die andere Körper-
seite zu wenden oder vorm Ersticken zu retten. Und all das durchgehend eingepackt in 
Plastik-Anzüge, Latex-Handschuhe und Schutzmasken, unter denen sich Schweiß und 
Frust stauten. Was sie an jenem Tag, als Boris Becker applaudierte, übrigens noch nicht 
wussten: Der vollmundig angekündigte Corona-Bonus sollte erst knapp zwei Jahre später 
überhaupt Realität werden. Ein paar wenige hundert Euro für zwei Jahre Selbstaufgabe 
gegen ein tödliches Virus.

Die Zahlen aus der Branche sind besorgniserregend: Jede:r Siebte spielt laut aktueller Er-
hebungen mit dem Gedanken, zu kündigen – täglich. Fast die Hälfte erwägt einen Jobwech-
sel. Jede:r Dritte zeigt depressive Anzeichen. Jede:r Zweite leidet unter schwerer Erschöp-
fung und ebenso viele unter Angstsymptomen. Die Liste ist lang, und sie ist schrecklich.

Was uns das angeht? Wir alle werden alt. Und vielleicht vorher schon krank. Und wir 
alle – auch Sie und ich – werden irgendwann auf Pflege angewiesen sein. Ob wir sie bekom-
men werden, hängt am Ende von nüchternen Zahlen ab: ob es bis 2030 knapp 80.000 neue 
Pflegekräfte gibt, bis 2050 sogar 100.000. Fix ist nur: Herbeiklatschen können wir sie nicht.  

Wir haben in dieser Ausgabe Pflegende hautnah erzählen lassen, wie es ihnen geht. Wir 
haben auf den Anfang des Lebens, die Geburt, und aufs Ende geblickt, und wo es hakt. Wir 
sind in Pflegeheime, Spitäler, Ordinationen und Hospize gegangen und haben uns durch 
Studien und Budgets gewälzt. Wir haben das Problem eingefangen – und wir präsentieren 
Lösungen. Einzig: Verwirklichen müsste man sie halt.  w

Applaus 
alleine wird 
zu wenig sein

ANJA MELZER
CHEFIN VOM DIENST  
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Hoch die Beine und mal kurz den Ablenkungen und 
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TEXT JOHANNES GRESS

Schon ein
bisschen irre 
Mit Pandemiebeginn entdeckte die Politik in den Pflege- und Sozialberufen die  
„wahren Leistungsträger:innen“. Was hat sich an ihrer Situation seither verändert?
Eine Bestandsaufnahme, die von einer zynischen Selbstironie begleitet wird.
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Wenn nichts mehr ging, drehten Tanja Beghi und ihre 
Kolleg:innen „einfach mal den Wasserhahn auf“. Ge-
meinsam zu weinen, das half. Früher, vor Beginn der 

Pandemie, waren sie auf der Akutgeriatrie im St. Josef Spital in 
Braunau gerne zum Scherzen, zum Lachen aufgelegt. „Aber irgend-
wann war da nichts Schönes, nichts Lustiges mehr“, bedauert Beghi. 
Seit 16 Jahren arbeitet die 47-Jährige in dem Braunauer Kranken-
haus, bis heute. Während viele ihrer Kolleg:innen bereits das Hand-
tuch schmissen. 

Monate vor Ausbruch der Pandemie, im November 2019, 
lässt ihr Kollege und Betriebsratsvorsitzender Markus Simböck 
300 Pappfiguren vor dem Spital aufstellen. 20 Prozent zu wenig 
Personal führt das Krankenhaus zu dieser Zeit, umgerechnet 300 
Ärzt:innen, Pfleger, Hebammen und Reinigungskräfte fehlen. Die 
Kolleg:innen aus Pappe sollen versinnbildlichen, was ansonsten so 
lapidar als „Personalmangel“ abgetan wird. Die Lage hat sich seit-
her noch einmal drastisch verschlechtert. 

Dass es an Gesundheits- und Pflegepersonal mangelt, ist kein 
Braunauer, sondern ein gesamtösterreichisches Phänomen. Und es 
ist keines, das mit dem Virus kam, keines, das plötzlich und un-
erwartet auftauchte. Bis zum Jahr 2030 müssen hierzulande 42.000 
Stellen nachbesetzt werden, prognostiziert das Sozialministerium 
im Jahr 2019. Denn zu dieser Zeit sind von den rund 127.000 
Pflege- und Betreuungspersonen mehr als 30 Prozent 50 Jahre oder 
älter, das heißt, in absehbarer Zukunft steht eine Pensionierungs-
welle bevor. Außerdem wird der Pflegebedarf in den kommenden 
Jahren und Jahrzehnten – analog zur Lebenserwartung der Be-
völkerung – ansteigen, heißt es in der Pflegebedarfsprognose des 
Sozialministeriums. Insgesamt gehen Expert:innen im Jahr 2019 
von 76.000 zusätzlichen Pflegekräften aus, die Österreich bis 2030 
braucht. So weit die Diagnose.

Sehenden Auges in die Krise

Dass in den Reihen der Angestellten Unmut herrscht, auch das ist 
lange bekannt. So zeigt eine Studie der Arbeiterkammer Wien aus 
dem Jahr 2019: Die Mehrheit der Beschäftigten im Gesundheits-
bereich ist mit ihrem erlernten Beruf grundsätzlich zufrieden. Aber 
die Rahmenbedingungen passen nicht. Die meisten der Befragten 
halten die Bezahlung für unangemessen. Besonders stört sie, dass 
sie regelmäßig über das vereinbarte Stundenmaß hinaus arbeiten 
müssen. Ein Viertel dachte 2019 regelmäßig über einen Jobwechsel 
nach, viele Stellen können mangels Bewerber:innen nicht nachbe-
setzt werden. Dass Österreich unter diesen Umständen sehenden 
Auges in eine Pflege- und Versorgungskrise schlittern wird, war 
auch in vorpandemischen Zeiten kein Geheimnis. 

Aus falschen Gründen sollten Pflege- und Gesundheitsberufe 
im Frühjahr 2020 ins Licht der Öffentlichkeit rücken. Mit Aus-
bruch der Corona-Pandemie geraten viele politische, wirtschaft-

liche und soziale Überzeugungen ins Wanken, unter anderem 
besinnt sich die österreichische Politik ihrer „wahren Leistungsträ-
ger:innen“ und entdeckt die „eigentlichen Systemerhalter:innen“ 
für sich. Die, so wird von nun an eifrig referiert, sitzen nämlich 
an den Supermarktkassen, fahren die Busse, säubern die Gebäude 
oder pflegen die Alten und die Kranken. Täglich um 18 Uhr wird 
applaudiert. Alles soll nun besser werden. 

In der Engerthstraße in Wien-Leopoldstadt herrscht helle Auf-
regung. Hans zieht heute aus. 25 Jahre lebte er in der Wohnge-
meinschaft für Menschen mit leichter bis mittlerer geistiger Beein-
trächtigung. In der von Jugend am Werk betriebenen Einrichtung 
war Hans eines der „Gründungsmitglieder“. Die Kisten sind bereits 
gepackt, der FC-Bayern-Schal hängt griffbereit über einem Des-
infektionsständer neben der Eingangstür. Deshalb laufe heute alles 
etwas „chaotisch“ ab, sagt Sozialarbeiter Steffen Jonas, der Hans 
nach unserem Gespräch in seine neue WG fahren wird. 

Sieben Personen wohnen in der WG hinter der Tür Nummer 
28, vier weitere nebenan in sogenannten „Trainingswohnungen“. 
Die Einzelzimmer sind jenen vorbehalten, die sich in der WG be-
währt haben. Alle elf Bewohner:innen sind zwischen 19 und 65 
Jahre alt, ein bunter Haufen. An den Zimmertüren hängen Poster 
von Autos und Filmhelden, im Gemeinschaftsraum läuft gerade die 
„ZiB“. In den Gängen und an den Türen ist mit Symbolen und 
kurzen Sätzen erklärt, was seit Pandemiebeginn gilt: Ins Dienst-
zimmer der Sozialarbeiter:innen darf nur noch einzeln eingetreten 
werden, nach Betreten der Wohnung bitte Hände desinfizieren! 

Mit der Zeit wurde es trist in der WG

Im Dienstzimmer ist kein Platz für ein Gespräch mit Jonas. In dem 
Raum, der ohnehin nur ein paar Quadratmeter groß ist, stehen ein 
Sessel, ein Schreibtisch, Computer, Ordner und ein Bett. Gerne 
könnten wir seine Trainingswohnung für ein Gespräch nutzen, sagt 
Marcel am Telefon. „Aber bitte nicht rumstierln.“

Jonas’ Aufgabe ist es, Struktur in den Alltag der Bewohner:in-
nen zu bringen. Er erledigt Behördengänge mit ihnen, organisiert 
Arzttermine, hilft beim Wäschewaschen und beim Kochen. „Leben 
eben“, sagt der 31-Jährige trocken. Jonas trägt ein Bob-Dylan-Shirt, 
eine Oversize-Brille, hat beide Arme tätowiert und vermittelt nicht 
das Gefühl, als könne ihn je irgendwas aus der Ruhe bringen. Außer 
Pandemien. „Seither hat sich hier vieles arg verändert“, beobachtet 
Jonas. Die schwierigste Aufgabe war von Anfang an, zu erklären, 
was überhaupt das Coronavirus, was überhaupt eine Pandemie ist. 

Sicher, lacht Jonas, einige waren froh, dass sie morgens nicht 
mehr zur Arbeit mussten, aber verstanden, was los ist, haben im 
März 2020 die wenigsten. Maske tragen, Abstand halten, Hände 
desinfizieren – obwohl man doch gar nicht krank ist? Das verständ-
lich zu machen: eine langwierige Prozedur. Mit der Zeit wurde es 
trister in der Engerthstraße. Statt gemeinsam zu kochen oder Filme 
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zu schauen, zogen sich viele immer mehr in ihre Zimmer zurück. 
Die Struktur, die für die Bewohner:innen hier so wichtig wäre, der 
ganze „Unfug“, den Jonas mit ihnen so gerne unternimmt, fiel weg. 
Statt Ausflüge zu machen, basteln sie jetzt regelmäßiger, stellen 
ihren eigenen Holundersaft her und spielen Boccia.

Die herausforderndste Zeit war sicherlich, als die WG im Mai 
2021 selbst zum Cluster wurde. Sieben Bewohner:innen sowie fünf 
der sieben Sozialarbeiter:innen hatten sich infiziert. Jonas, der zu 
diesem Zeitpunkt schon seine erste Impfdosis erhalten hatte, blieb 
verschont, eine andere Bewohnerin erkrankte schwer, musste kurz-
zeitig auf die Intensivstation. 

Jonas beschwichtigt: „Wir hatten noch relativ viel Glück.“ Das 
seien harte, stressige Wochen gewesen, aber alles in allem hätten 
sie auch diese Phase gut überstanden. „Vieles hat sich mittlerweile 
eingependelt – nur an die Masken werde ich mich nie gewöhnen.“ 
Mimik ist in der Kommunikation mit den WG-Mitgliedern be-
sonders wichtig, insbesondere mit jenen, die sich sprachlich nicht 
so klar ausdrücken können. Dazu kommen die Verordnungen, die 
– ohnehin schon schwierig zu vermitteln – sich „gefühlt alle drei 
Tage ändern“. Trotzdem, schätzt der 31-Jährige, seien sie hier in 
der Engerthstraße noch ganz gut davongekommen. Im Nachhinein 
ist er manchmal überrascht, wie gut die Bewohner:innen mit der 
Situation umgegangen sind. 

Der Eindruck von Steffen Jonas spiegelt sich auch in einer Befra-
gung mehrerer Gewerkschaften, der Wiener Ärztekammer und der 
Wiener Arbeiterkammer wider. Die Online-Umfrage „Ich glaub’, 
ich krieg’ die Krise“ zu den psychischen Folgen der Pandemie, an 
der knapp 7.000 Beschäftigte aus Gesundheits- und Sozialberufen 
teilnahmen, zeigt: Auch wenn die Belastung der Beschäftigten im 
Sozialbereich hoch ist, ist es vor allem der Gesundheits- und Pflege-
bereich, der die meisten alarmierenden roten Balken aufweist. 

Weder „bessere Putzfrauen“ noch „Schwestern“

Der Dienstplan in den Räumlichkeiten der mobilen Pflege des Ro-
ten Kreuzes in Graz ist beeindruckend groß, beunruhigend über-
dimensioniert. Zwei DIN-A3-Kalender hängen vor einem Bespre-
chungsraum, handschriftlich mit diversen Pfeilen und Korrekturen 
versehen. Gegenüber sind an Wäscheklammern Porträts der Mitar-
beiter:innen aufgehängt, alle lächeln freundlich.

Seit sechs Uhr ist Karoline Patterer heute im Büro. Die 41-Jäh-
rige ist diplomierte Gesundheits- und Krankenpflegerin und ar-
beitet seit zwei Jahren als Einsatzleitung in der mobilen Pflege. 
Patterers Team besteht aus 25 mobilen Gesundheits- und Kranken-
pfleger:innen, Pflegeassistent:innen und Heimhilfen. Gemeinsam 
versorgen sie in einem Grazer Stadtbezirk rund 200 Klient:innen. 
Sie selbst war seit März 2020 nicht mehr im Außeneinsatz. Seit 
COVID kümmert sie sich ausschließlich ums Organisatorische. 
Sie erstellt Dienst- und Einsatzpläne, organisiert Corona-Tests, te-
lefoniert mit Mitarbeiter:innen, Klient:innen, deren Angehörigen 
und Krankenanstalten. 

Um 16 Uhr geht sie heute nach Hause. Wenn alles nach Plan 
läuft, nicht wieder jemand ausfällt, sie Personal anders einteilen 
und Klient:innen darüber informieren muss. Die geforderte Flexi-
bilität und die Einsatzbereitschaft machen es oftmals schwieriger, 
das eigene Privatleben zu planen, erklärt Patterer. Denn Klient:in-
nen müssen versorgt werden, auch wenn jemand kurzfristig aus-
fällt. Für Mitarbeiter:innen mit Kindern sei das besonders heraus-
fordernd. Auch die müssen versorgt werden. Die 41-Jährige hat 
schon einige berufliche Stationen hinter sich, begann nach der 
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Links / „Wir hatten noch relativ viel Glück“,

beschwichtigt  Sozialarbeiter Steffen Jonas.

Trotzdem sei in der WG vieles schwieriger geworden.

Rechts / „Wir sind am Limit“, resümiert 

Einsatzleiterin Karoline Patterer nach zwei 

Jahren Corona-Krise – „aber uns braucht’s!“

„Die geforderte Flexibilität und die Einsatzbe-
reitschaft machen es oftmals schwieriger, 

das eigene Privatleben zu planen.“

Karoline Patterer, Einsatzleitung mobile Pflege
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HAK bei einer Versicherung („nie mein Traumberuf“), machte 
anschließend die Ausbildung zur Heimhilfe, danach zur Pflege-
helferin, schließlich zur diplomierten Gesundheits- und Kranken-
pflegerin. Seit elf Jahren arbeitet sie hier beim Roten Kreuz in Graz 
in der Pflege und der Betreuung, „und ich werde hier alt“, sagt sie 
selbstbewusst. Ob Zweckoptimismus oder nicht, ist es ein Opti-
mismus, den viele ihrer Kolleg:innen so nicht teilen. Seit März 
2020 habe sich die Stimmung in der Belegschaft verändert, ana-
lysiert Patterer nüchtern. Das Stimmungsbarometer bewege sich 
irgendwo zwischen „Wir müssen jetzt zusammenhalten!“ und „Ich 
kann nicht mehr!“ 

Nach Feierabend geht sie oft raus in die Natur, zum Laufen 
oder mit ihren beiden Hunden in die Berge. Wichtig sei, den Kopf 
freizubekommen – und sich selbst zu belohnen: zum Beispiel mit 
einem Backhendl, lacht sie. 

Patterer strahlt etwas aus, das man bei vielen in der Branche 
wiederfindet, eine Art „Irgendwie-geht’s-immer-weil-es-muss“-
Mentalität. „Wir sind am Limit“, resümiert sie nach zwei Jahren 
Pandemie. „Aber uns braucht’s.“ Wie sie und ihr Team das stem-
men? „Wir ticken da einfach anders.“

Mit Schmerz und Pragmatismus

Was Patterer hier im Kleinen beschreibt, zeigt sich in der oben zi-
tierten Studie „Ich glaub’, ich krieg’ die Krise“ im Großen: Rund 
die Hälfte des befragten Pflegepersonals weist mittlere bis schwere 
depressive Symptome auf, genauso viele denken mindestens einmal 
pro Monat über einen Berufswechsel nach.

In den vergangenen Monaten häuften sich Berichte über eine mög-
liche Kündigungswelle, die den ohnehin knappen Personalstand in 
der Branche noch weiter gefährden könnte. Ob das auch in Brau-
nau im St. Josef Spital drohe? „Wir sind mittendrin“, platzt es aus 
Betriebsratschef Markus Simböck heraus. Manche Bereiche im Spi-
tal mussten sie bereits zusperren, weil das Personal fehlt. 

Anstelle eines geregelten Ablaufs sei hier im Krankenhaus eine 
Strategie des „Verwurschtelns“ getreten, beschreibt Simböck die 
Situation. Angestellte arbeiten heute auf der einen, morgen auf 
der anderen Station, müssen spontan einspringen, Aufgaben er-
ledigen, für die sich eigentlich nicht ausgebildet sind. Manche 
der Teilzeitkräfte hier hätten mehr als 400 Überstunden auf dem 
Stundenkonto. „Ich tu’ mein Bestes, aber ich kann unter diesen 
Umständen für nichts mehr garantieren“, warnt der Betriebsrat. 

Zusatz- und Ersatzbedarf an Pflegepersonal
2017–2030
Quelle: Gesundheits- 
und Sozialministerium

76.000
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Was den Laden hier noch zusammenhalte? Viel Improvisation 
und eine Belegschaft, die mit einem „g’sunden Vogel“ dennoch 
ihr Bestes gibt. 

Aufgrund der seit Monaten andauernden Ausnahmesituation 
sammelte Simböck Rückmeldungen der Beschäftigten, um der 
Geschäftsführung ein Bild vermitteln zu können – um gemeinsam 
etwas zu verändern. Von „wenig Gehalt für viel Verantwortung“, 
„wenig Anerkennung“ und „Überarbeitung“ ist in dem Papier zu 
lesen. Eine der Beschäftigten schreibt: „Seit circa einem Jahr fühle 
ich mich psychisch überlastet, und jetzt ist der Punkt erreicht, 
wo ich merke: ‚Die Arbeit macht mich krank!‘“ Gebracht hat das 
wenig, sagt Simböck resignierend. Er würde sich mehr Zusam-
menarbeit mit den Verantwortlichen wünschen, um gemeinsame 
Lösungen zu finden. 

Verstummt ist das Klatschen

Die Akutgeriatrie im St. Josef Spital wurde mit Pandemiebeginn 
zur Corona-Station umfunktioniert. Die stationierten Patient:in-
nen wurden auf andere Stationen verteilt oder entlassen. Statt Ka-
sack trug Tanja Beghi nun einen Schutzmantel, zwei paar Hand-
schuhe, eine FFP3-Maske und Schutzbrille. Bis zu fünf Stunden 
am Stück arbeitet sie in Vollschutzmontur, ohne Essen, Trinken 
und Toilette. Einmal ist Beghi vor Erschöpfung umgekippt. „Aber 
das war ganz am Anfang, man gewöhnt sich irgendwie an alles, 
komischerweise.“

Während Simböck, Beghi und Kolleg:innen im Inneren versuchen, 
den Betrieb aufrechtzuerhalten, formiert sich um das Krankenhaus 
eine kleine, aber laute Minderheit. Die im Gesundheitspersonal 
Kollaborateur:innen einer angeblichen „Impfdiktatur“ vermutet. 
In Braunau häufen sich Fälle, bei denen Krankenhausmitarbei-
ter:innen auf offener Straße angefeindet werden, im Dezember 
vergangenen Jahres wurde eine Pflegerin mit einem Becher Kaffee 
überschüttet. Auch sie angeblich eine Kollaborateur:in. Mittler-
weile kontrolliert Security-Personal an den Eingängen des St. Josef 
Spitals. Sie schützen jene, die alles, auch ihre eigene Gesundheit, 
geben, um andere zu schützen. 

Beghi ist eine, die vieles aushält, einen „breiten Buckel“ hat und 
„schon ein bisschen irre ist“, wie sie sagt. Aber auch ihr Körper 
kennt Grenzen. Innerhalb weniger Monate verstarben auf ihrer 
Station Dutzende Patient:innen. Getroffen habe sie vor allem, wie 
sie gestorben sind. Ohne Besuche, ohne ihre Angehörigen noch 
mal sehen zu können. Zu den psychischen kamen die physischen 
Schmerzen. In den Beinen, den Gelenken, der Nase, von den har-
ten Masken und dem vielen Testen. 

Die Frage „Wie war dein Tag heute?“ empfand sie irgendwann 
als Zumutung. Das war der Zeitpunkt, an dem sie zum Hörer 
griff. Und beim Arbeitsamt anrief. Aus dem Gefühl heraus, sie 
scheitere an ihren eigenen Ansprüchen, könne den Patient:innen 
nicht mehr das bieten, was sie verdienen. „Eine Verzweiflungstat 
war das.“ Weil der Mann am anderen Ende der Leitung sie aufge-
fangen, ihr gut zugeredet hat, arbeitet sie nach wie vor im Braun-

„Seit circa einem Jahr 
fühle ich mich psychisch überlastet, 

und jetzt ist der Punkt erreicht, 
wo ich merke: 

‚Die Arbeit macht mich krank!‘“
Eine Beschäftigte, St. Josef Spital in Braunau

COVERSTORY
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auer Krankenhaus. Viele von Beghis Kolleg:innen haben sich auf 
eine andere Station versetzen lassen oder haben gekündigt, wollten 
oder konnten von niemandem mehr aufgefangen werden. 

Nach zwei Jahren Pandemie ist das Klatschen verstummt. Die 
schon in vorpandemischen Zeiten diagnostizierte medizinische 
Versorgungskrise hat sich seither massiv verschärft. Hört man sich 
bei Beschäftigten um, sind Problemdiagnosen und Forderungen 
stets dieselben: Es mangelt an Personal, Geld, Planbarkeit und 
Anerkennung. 500 Euro Corona-Bonus hatte die Regierung den 
frisch entdeckten Systemerhalterinnen und Leistungsträgern ver-
sprochen. Bis zum Dezember 2021 mussten sie darauf warten. 100 
Millionen Euro machte Türkis-Grün dafür locker. Für die Rettung 
der Lufthansa-Tochter AUA hatten ÖVP und Grüne zur selben 
Zeit 150 Millionen Euro übrig. 

Das Nachwuchsproblem in der Branche wird sich so kaum lö-
sen lassen. Dass Schulabsolvent:innen kaum mehr den Weg in die 
Pflege suchen – das wundert Branchenkenner:innen kaum. Für die 
Ausbildung brauchen Bewerber:innen meist Matura, diverse Prak-
tika während der Ausbildung müssen unbezahlt absolviert werden 
– und am Ende wartet ein stressiger, anstrengender Beruf mit ge-
ringem Gehalt und unregelmäßigen Arbeitszeiten. 

Auch das mediale Bild, das von Gesundheits- und Pflegeberu-
fen gezeichnet werde, trage wenig dazu bei, die medizinische Ver-
sorgungskrise zu entschärfen, kritisiert Karoline Patterer vom Roten 
Kreuz in Graz. Patterer macht ihre Arbeit gerne. Sie schätzt das Zu-
gehörigkeitsgefühl, den Austausch mit Klient:innen und Mitarbei-

„Breiter Buckel“: Während viele ihrer  

Kolleg:innen das Handtuch schmissen, 

arbeitet Tanja Beghi noch heute im  

St. Josef Spital in Braunau. 

Aufgrund des eklatanten Personalmangels lässt  

Betriebsratschef Markus Simböck im November  

2019 300 Pappfiguren aufstellen. Heute warnt er: 

„Ich kann für nichts mehr garantieren.“

ter:innen, die Vielfältigkeit des Berufs. Bei manchen Klient:innen 
fühle sie sich „wie ein Gast“. Mit Nachdruck streicht sie hervor, 
dass Pflege eben „nicht nur Windelwechseln“ ist. „Wir sind nicht 
einfach nur ‚bessere Putzfrauen‘ und auch keine ‚Schwestern‘.“ Das 
Personal hier, betont sie, ist hochqualifiziert, hat eine lange Ausbil-
dung hinter sich und trägt viel Verantwortung. Der Beruf biete vie-
le Weiterbildungsmöglichkeiten, sei abwechslungsreich, fordernd, 
menschlich – „einfach sehr erfüllend“. 

Vor COVID war absehbar, dass sich ohnehin nur jene für 
diesen Beruf entscheiden, die es wirklich wollen. Diejenigen, bei 
denen die Begeisterung für dieses Berufsfeld alles andere über-
strahlt: die langwierige und kostspielige Ausbildung, die geringe 
Bezahlung, die Verantwortung, die körperliche und psychische Be-
lastung. Nach zwei Jahren Pandemie sind jene verblieben, die ihre 
eigene psychische und physische Gesundheit hintanstellen, um an-
deren zu helfen. Sie schmunzeln das irgendwie weg. Sie nennen das 
„anders ticken“, „einen g’sunden Vogel“ oder sind eben „ein biss-
chen irre“. Es ist eine eigenwillige, zynische Art von Selbstironie, 
vielleicht auch von Selbstschutz, die diese Recherche von Anfang 
bis zum Ende begleitete. 

Viele ihrer Feierabende hat Tanja Beghi mit ihren Kolleg:innen 
vom Krankenhaus St. Josef verbracht, mit Telefongesprächen, mit 
Reden, Tränen. „In dieser Zeit musste jeder schauen, dass man das 
für sich selbst schafft, dass man in der Früh wieder aufsteht, nicht 
zusammenklappt.“ Mittlerweile, sagt Beghi, habe man sich daran 
gewöhnt, irgendwie.  w
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TEXT CHRISTIAN DOMKE SEIDEL

Österreich ist mitten in einem Pflege- und Betreuungsnotstand, der sich in 
den kommenden Jahren verschärfen wird. Der demografische Wandel und 
die wirtschaftliche Entwicklung lassen wenig Platz für Hoffnung.

Krisen sind schwer zu fassen. Sie sind oft zu groß, als dass ihr 
wahres Ausmaß ganz verstanden werden kann. Wie bei der 
Pflege- und Betreuungskrise. Hier lohnt es sich, einen Ein-

zelfall zu betrachten, bei dem sich viele der Versäumnisse so lange 
gestapelt haben, bis der Turm zusammenbrach und eine Unschul-
dige unter sich begraben hat. Sie soll Lara heißen. 

Lara ist Kroatin und arbeitet in Österreich als 24-Stunden-Be-
treuungskraft. Eine Firma holt sie in ihrer Heimat ab, bringt sie 
zur Familie, bei der sie arbeitet, und zwei Wochen später wieder 
zurück. Bis sie eines Tages einen Unfall hat und mit gebrochener 
Hüfte und Rippenverletzungen ins Krankenhaus gebracht wird. 
Die Ärzte teilen ihr mit, dass sie – entgegen den Beteuerungen ihrer 
Vermittlungsagentur – keine Sozialversicherung hat. Weil sie nicht 
mehr arbeiten kann, bekommt sie kein Gehalt. Geld für Reha-
Maßnahmen gibt es auch nicht. Stattdessen schickt ihre Agentur 
zwei Tafeln Schokolade ins Krankenhaus. 

Die Verkehrs- und Dienstleistungsgewerkschaft vida nahm sich 
im Rahmen der gewerkschaftlichen Initiative vidaflex des Falls an 
und vertrat Lara vor Gericht. „Wir wollten, dass diese Frau zu ih-
rem Recht kommt. Aber der Fall ist keine Ausnahme, auch wenn 
jeder Fall einzeln zu prüfen ist. Deswegen haben wir mit dieser Kla-
ge auch einen Standard geschaffen. Die Frage ist, warum das vorher 
niemand gemacht hat“, erklärt Olivia Janisch, Mitglied des Vor-
standes von vidaflex und stellvertretende vida-Vorsitzende, gegen-
über Arbeit&Wirtschaft. 

Und Lara hat Erfolg. Die Firma muss über 8.000 Euro zah-
len. Warum vorher niemand Klage eingereicht hat, ist schwer zu 

Dunkle Wolken
am Horizont

Arbeit&Wirtschaft 02/2022
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beantworten. Zum einen wissen viele der Betreuungskräfte nichts 
von ihren Rechten. Meist unterschreiben sie einen Vertrag, der auf 
Deutsch verfasst ist. Die offizielle Vertretung selbstständiger Pfle-
ge- und Betreuungskräfte wäre die Wirtschaftskammer. Sie vertritt 
aber auch die 980 (!) Vermittlungsagenturen, die es in Österreich 
gibt und gegen die sich eine mögliche Klage im Fall der Fälle wen-
den würde.

Das ist die Situation für einzelne Arbeitnehmer:innen im Pfle-
ge- und Betreuungssektor. Hochskaliert auf ganz Österreich, fasst 
Janisch es so zusammen: „Wir haben einen Pflege- und Betreuungs-
notstand. Es gibt eine Vielzahl von Pflege- und Betreuungsberufen, 
und seit Jahren wird es verabsäumt, hier Verbesserungen zu erarbei-
ten. Es wird nicht hingeschaut und nicht angepackt, was angepackt 
werden müsste.“

All das ist nur ein Vorbote für schlimmere Zeiten, wenn die 
Politik nicht gegensteuert. Denn die Bevölkerung in Österreich 
wächst und wird älter. Die Zahl der Personen über 80 Jahren wird 
sich bis zum Jahr 2040 auf 876.000 verdoppelt haben, im Vergleich 
zu 2017. Allein bis zum Jahr 2030 werden 76.000 zusätzliche Pfle-
gekräfte benötigt. Auf der anderen Seite steht der österreichischen 
Wirtschaft – und damit auch dem Pflege- und Betreuungssektor 
– eine massive Pensionierungswelle bevor, da ab dem Jahr 2025 die 
Generation der Babyboomer in den Ruhestand geht.

Angesichts dieser Entwicklung ist es zynisch, dass ausgerechnet 
Arbeitsminister Martin Kocher (ÖVP) bei seinem Amtsantritt da-
von sprach, dass der Arbeitsmarkt durch Angebot und Nachfrage be-
stimmt werde. Doch ausgerechnet beim Geschäft mit der kritischen 
sozialen Infrastruktur der Pflege scheint der Markt zu versagen. 
Denn die Bezahlung ist gering und die Arbeitsbelastung hoch. Trotz 
enormer Nachfrage und überschaubarem Arbeitskräfteangebot.

24-Stunden-Kräfte arbeiten in der jeweiligen Familie auch als 
Köch:in, Gärtner:in und Haustierpfleger:in. In der Pflege fühlt 
sich die Hälfte des Personals psychisch belastet, Grund dafür ist 

eine enorme Arbeitsbelastung, die zu Zeitdruck und Überstunden 
führt. Körperlich arbeiten viele am Limit. 73 Prozent aller Ange-
stellten in der Altenpflege und Behindertenbetreuung können sich 
nicht vorstellen, bis zum gesetzlichen Pensionsalter zu arbeiten. Das 
ist der toxische Boden, auf dem der demografische Wandel steht. 

Kochers unsichtbare Hand des Marktes hat dieses Ungleich-
gewicht längst erkannt. „Der Pflege- und Betreuungsnotstand ist 
ein zentraler Faktor, der von einigen privaten Investoren und Ak-
teuren gesehen wird. Dadurch, dass sich die Situation strukturell 
nicht entspannt, gewinnt er immer mehr an Bedeutung. Auch die 
alternde Bevölkerung ist aus Investorensicht ein zentrales Vermark-
tungsargument“, erklärt Leonhard Plank, Senior Scientist im For-
schungsbereich Finanzwissenschaft und Infrastrukturpolitik an der 
TU Wien. 

Investoren sehen im Pflegesektor eine lukrative Möglichkeit, 
Gewinne einzufahren. Doch Privatisierungen in diesem Bereich 
könnten zu spürbaren Nachteilen für die zu pflegenden Personen 
und deren Angehörige führen. Plank verweist auf Investoren in 
Großbritannien, die mit einer aggressiven und schuldenbasierten 
Expansionspolitik einen großen Pflegeheimbetreiber in die Pleite 
trieben. Es ist eine extreme Folge davon, wenn kritische soziale In- 
frastruktur plötzlich zu zweistelligen Renditen gezwungen wird. 

Plank: „Es ist ein Wachstumsmarkt, auf dem es kaum Risiken 
gibt. Aus Sicht der Aktionäre und Eigentümer ist das gut. Es gibt 
aber mehr als berechtigte Zweifel daran, ob es gesamtgesellschaft-
lich, aus Sicht der zu pflegenden Personen, der Angehörigen und 
Beschäftigten, zu begrüßen ist.“ Dazu kommt, dass eine Privatisie-

Arbeit&Wirtschaft 02/2022

Pflegende Angehörige in Österreich
Quelle: Sozialministerium 2019

Olivia Janisch, Mitglied des Vorstandes von vidaflex und 

stellvertretende vida-Vorsitzende: „Wir haben einen Pflege- 

und Betreuungsnotstand. Es wird nicht hingeschaut und 

nicht angepackt, was angepackt werden müsste.“

947.000
P E R S O N E N
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rung nicht einmal die erwähnten Probleme lösen würde. „Ich sehe 
nicht, welchen systemrelevanten Beitrag private Akteure leisten 
könnten. Sie könnten sich höchstens bereit erklären, freiwillig mehr 
Personal auszubilden. Aber sie können auch nur mit Blick auf die 
Perspektiven des Sektors agieren. Und wenn die öffentliche Hand 
nicht mehr Geld in den Sektor investiert, können auch private An-
bieter keine Wunder wirken.“

Eines der dringlichsten Probleme ist die Personalknappheit. Die 
naheliegende Lösung wäre eine Ausbildungsoffensive. Hier tut sich 
Österreich aber schwer, wie Janisch erklärt: „Die Polizeiausbildung 
wird gefördert. Hier wird die Ausbildung bezahlt. In der Pflege und 
Betreuung hat man sich dazu immer noch nicht durchgerungen. 
Das ist ein Versagen der Politik, weil sie ihre Verantwortung nicht 
wahrnimmt.“

Stattdessen werden Arbeitskräfte importiert. Private Anbieter 
wie Sekura rekrutieren Pflege- und Betreuungskräfte schon aus Ko-
lumbien. In Österreich ist der Anteil der eingewanderten Kranken-
pflege- und Geburtshilfefachkräfte mit 20 Prozent der drittgrößte 
in der EU (hinter Luxemburg mit 30 Prozent und Irland mit rund 
26 Prozent). Janisch dazu: „Das Lohn- und Sozialdumping ist ein 
europäisches Problem. In vielen Bereichen hat man begonnen, 
Arbeitskräfte aus dem europäischen Ausland zu importieren. Wir 
können nicht unsere eigenen Arbeitsplätze lohndumpen, um Leute 
aus dem Ausland schlechter zu bezahlen. Das ist sozialpolitisch und 
volkswirtschaftlich ein Wahnsinn.“

Davon abgesehen, dass diese vermeintliche Lösung auf wacke-
ligen Beinen steht. Stimmen in Österreich die Arbeitsbedingungen 
nicht, gehen die Fachkräfte eben in den europäischen Norden. 

Leonhard Plank ist Senior Scientist an der TU Wien und arbeitet 

derzeit im Auftrag der Arbeiterkammer an einer Studie über 

finanzierte Geschäftsmodelle in der kritischen sozialen

Infrastruktur, zu der auch die Pflege zählt.
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EINIGE 
ZAHLEN
ZUM
THEMA

Der demografische Wandel wird für die Pflege-Infra-

struktur zu einer großen Herausforderung. Im Jahr 

2016 gab es in Österreich 1,62 Millionen Personen, die 

über 65 Jahre alt waren. Bis zum Jahr 2030 wird die-

se Zahl um 30 Prozent auf 2,15 Millionen anwachsen. 

Im Jahr 2050 werden es bereits 2,64 Millionen Men-

schen sein.

Der größte Teil der Pflegearbeit wird von Angehöri-

gen erledigt. In Österreich gibt es 947.000 pflegen-

de Angehörige. Davon 801.000 im häuslichen und 

146.000 im stationären Bereich. Von diesen Men-

schen arbeiten nur 17,5 Prozent in Vollzeit. 14,7 Prozent 

können nur noch in Teilzeit arbeiten. Die restlichen 

zwei Drittel dieser Personen können gar keinem Beruf 

mehr nachgehen.

Bei den professionellen Diensten in der Langzeitpflege 

machen die mobilen Dienste mit 32,4 Prozent den Lö-

wenanteil aus (151.582 Personen). Dahinter folgen sta-

tionäre Dienste mit 20,4 Prozent (95.263 Menschen) 

und teilstationäre Dienste, sogenannte Tageszentren, 

mit 1,6 Prozent (7.695 Personen). 2.199 Menschen be-

kommen eine Alltagsbegleitung.

Bei der 24-Stunden-Betreuung handelt es sich – wie 

der Name schon sagt – nicht um einen professionel-

len Pflegedienst. In Österreich erhalten rund 24.000 

Personen eine Förderung für diese Art der Betreuung. 

Im Jahr 2020 bezuschusste der Staat diese Form der 

Versorgung mit 161,4 Millionen Euro.

Zwischen 2011 und 2019 nahm die Zahl der Men-

schen, die mobile Dienste in Anspruch nahmen, um 24 

Prozent zu – die Gesamtzahl an Pflegegeldbezieher:in-

nen wuchs um 27 Prozent. Im gleichen Zeitraum stieg 

die Zahl der Arbeitsstunden, die für diese Menschen 

aufgebracht wurden, aber nur um fünf Prozent – von 

16 Millionen auf 16,4 Millionen Stunden. Trotz des Ziels 

der Bundesländer, diese Art der Pflege verstärkt zu 

fördern. 



Warum
geht uns Pflege 

am Ende 
alle an? 

DIE GROSSE FRAGE

Pflege: etwas, worauf niemand wirklich angewie-

sen sein will. Gepflegt werden müssen. Im Extrem-

fall vielleicht so intensiv, dass ein eigenständiges 

Leben ohne Hilfe gar nicht mehr möglich ist. Pfle-

ge heißt auch: nahe am anderen Ende des Lebens 

wieder völlig abhängig zu werden. Wie am Anfang 

von Mutter und/oder Vater. Doch am Ende müs-

sen uns andere auffangen: Pflegerinnen und Pfle-

ger. Werden sie genauso wertgeschätzt und als 

notwendige Lebens-, aber auch Sterbens-Ermög-

licher:innen von der Gesellschaft hochgehalten?

Wer sich dieser Frage mit offenen Augen und Oh-

ren und wachem Geist stellt, kann nur zu einer 

einzigen Antwort kommen: Nein, keineswegs! 

Pflegende werden seit Jahrzehnten einzig ver-

tröstet, sie hören nur unzählige Lippenbekennt-

nisse. Mehr passiert nicht. Dabei leisten sie so viel: 

da sein, wenn du als Mensch für Menschen ge-

braucht wirst. Zeit haben für das Gegenüber. Das 

sollte auch finanziell wertgeschätzt werden. Oder 

wollen wir uns lieber weiter in den Pflegenotstand 

applaudieren?

DANIEL LANDAU
INITIATOR #YESWECARE, LEHRER UND BILDUNGSAKTIVIST

Arbeit&Wirtschaft 02/2022
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TEXT STEFAN MAYER

Das neue Gesetz zu Hospiz- und Palliativversorgung trat diesen Jänner in Kraft. 
Die Versorgungsangebote wurden erweitert und Zweckzuschüsse vom Bund erhöht.
Weiterhin spielen neben dem fix angestellten Personal ehrenamtliche 
Mitarbeiter:innen eine wichtige Rolle.

Wer schwer an Krebs oder unheil-
baren Krankheiten erkrankt 
ist, ist oftmals auf die Palliativ- 

und Hospizversorgung angewiesen. Öster-
reichweit sind es aktuell 357 spezialisierte 
Hospiz- und Palliativeinrichtungen für 
Erwachsene, die für die Patient:innen zu 
Hause, in Pflegeheimen, in Krankenhäu-
sern, in stationären Hospizen und auch in 
Tageshospizen da sind und Hilfe leisten. In 
diesem Bereich gilt es nicht nur medizini-
sche und pflegerische Aufgaben zu erfüllen, 
sondern speziell die psychologische Betreu-
ung hat einen wichtigen Stellenwert. 

Für Kinder, Jugendliche und junge Er-
wachsene stehen hierzulande insgesamt 32 
Einrichtungen zur Verfügung. Eine genaue 
Anzahl an Beschäftigen lässt sich nicht ex-
akt anführen, da viele Mitarbeiter:innen 
nicht nur in einer Einrichtung arbeiten, 
sondern zusätzlich mobilen Palliativteams 
oder Konsiliardiensten angehören. Haupt-
beruflich sind jedoch 1.090 Personen auf 
Palliativstationen beschäftigt. Zusätzlich 
gibt es mit Stand 2020 3.430 ehrenamtli-
che Mitarbeiter:innen in den unterschied-
lichen Bereichen, die umgerechnet 1.330 
Vollzeit-Äquivalente darstellen. Aus den 
oben genannten Gründen ist es auch bei 
den Patient:innen nicht möglich, eine ex-
akte Zahl zu nennen. Außerdem wirkte 

Am Ende
geht’s ums Geld
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sich auch die Pandemie auf die begleiteten 
und betreuten Personen in den vergange-
nen Jahren aus. Die meisten Patient:innen 
(15.119) wurden 2020 von mobilen Pallia-
tivteams besucht, wie aus dem Jahresbericht 
von Hospiz Österreich hervorgeht. 

Ein würdiges Lebensende 

Mit Anfang dieses Jahres trat das neue 
Sterbeverfügungsgesetz in Kraft, das gleich-
zeitig auch vorsieht, die bestehende Hospiz- 
und Palliativversorgung auszubauen und 
besser zu finanzieren. Viele Diskussionen 
gingen der legalen Sterbehilfe für dauer-
haft schwer Kranke und unheilbar kranke 
Personen voraus. So lehnte beispielsweise 
die römisch-katholische Kirche das Gesetz 
ab, während Organisationen wie die Ös-
terreichische Gesellschaft für ein humanes 
Lebensende (ÖGHL) Befürworter waren. 

Das Gesetz regelt, welche Menschen be-
fugt sind, den schwer Erkrankten Hilfe zu 
leisten, um ihnen ihren letzten Willen zu 
erfüllen. So müssen zwei Ärzt:innen aufklä-
rende Gespräche mit der betroffenen Person 
führen. Eine Sterbeverfügung muss im Falle 
der Bejahung durch den Patienten bzw. die 
Patientin von einem Juristen oder einer Ju-
ristin, nach einer Frist von zwölf Wochen, 
errichtet werden. Bei Fällen, in denen ein 
Mensch nur mehr kurze Zeit zu leben hat, 
ist die Frist auf zwei Wochen verkürzt. 
„Man spricht hier von terminal erkrankten 
Personen. Hier geht es um einen realisti-
schen Todeseintritt innerhalb der nächsten 
sechs Monate“, erklärt Michael Halmich, 
Jurist mit Arbeitsschwerpunkt Medizin- 
und Gesundheitsrecht. Ab der Ausstellung 
der Sterbeverfügung hat die Person ein Jahr 
lang Zeit, sich das Präparat in einer Apo-
theke abzuholen. „Die Regierung geht da-
von aus, dass im ersten Jahr 400 Personen 
eine Sterbeverfügung in Anspruch nehmen 
werden. Andere Expert:innen rechnen mit 
200 Personen, und die Gesellschaft für ein 
humanes Lebensende spricht von ein paar 
Tausend. Es gibt hier also eine große Band-
breite an Zahlen“, so Halmich.

Mehr Geld bis 2024

Palliativ- und Hospizeinrichtungen gibt es 
in Österreich noch gar nicht so lang. Erst 
Mitte der 1990er entstanden erste Einrich-
tungen, im Jahr 1999 wurde die Palliativ- 
und Hospizversorgung im österreichischen 
Gesundheitssystem verankert. Ab diesem 
Zeitpunkt nahmen die Einrichtungen im 
Jahresrhythmus stetig zu, auf aktuell 357 
für Erwachsene und 32 für Kinder und 
Jugendliche. „Der medizinisch-pflegeri-
sche Teil wird als ,Palliativ Care‘ bezeich-
net. Dieser ist stark professionalisiert. Und 
dann gibt es den psychosozialen Teil, der 
die Begleitung vor und nach dem Sterbefall 
umfasst. Hier arbeiten sehr viele Freiwilli-
ge“, sagt Kurt Schalek von der Abteilung 
für Gesundheitsberufsrecht und Pflege-
politik der AK Wien. Aus dem Bericht 
des Dachverbands Hospiz Österreich lässt 
sich ablesen, dass zu einem überwiegenden 
Teil Frauen im Bereich der Palliativ- und 
Hospizpflege arbeiten und die dafür not-
wendigen Ausbildungen absolvieren. „Es 
mag strukturelle Gründe haben, warum 
deutlich mehr Frauen als Männer in der 
Palliativbetreuung arbeiten. Für manche 
Männer ist die Bezahlung zu gering und 
für andere sind es die Karriereaussichten“, 
meint Schalek. 

Mit dem neuen Hospiz- und Palliativfonds-
gesetz wird nun die Finanzierung für die 
kommenden Jahre geregelt. „Die Palliativar-
beit ist stark spendenfinanziert, und das ist 
natürlich keine tragfähige Regelfinanzierung. 
Der Ausbau der Palliativbetreuung wird nun 
ebenfalls finanziert“, sagt Schalek. Bei der 
Hospiz- und Palliativpflege handelt es sich 
um eine Drittelfinanzierung, aufgeteilt auf 
Bund, Länder und die Sozialversicherung. 

Die Summe dafür wird für die kom-
menden Jahre deutlich angehoben. Heuer 
sind es 21 Millionen, kommendes Jahr 36 
Millionen, und 2024 sollen es schon 51 
Millionen Euro sein, die die drei Träger 
jeweils zahlen. „Was wichtig ist: Der Hos-
piz- und Palliativfonds bezieht sich auf 
alle Leistungen, die nicht im Krankenhaus 
stattfinden. Die Leistungen im Kranken-
haus sind bereits jetzt über die Kranken-
anstaltsfinanzierung finanziert“, so Schalek. 
Wie es mit der Finanzierung über das Jahr 
2024 hinaus aussieht, ist noch nicht ab-
schließend geklärt, da die aktuelle Legisla-
turperiode dann endet. Und ob die aktuell 
verankerten Zweckzuschüsse ausreichend 
sind, muss sich erst in der Praxis beweisen. 
Eines zumindest steht fest: Betreffen wird 
es uns alle.  w

Michael Halmich, Medizinjurist, beschäftigt sich auch mit dem 

neuen Sterbehilfegesetz. Wie viele Menschen es tatsächlich heuer 

in Anspruch nehmen könnten, sei unklar, rechnet er vor.

Arbeit&Wirtschaft 02/2022
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Arbeit&Wirtschaft: Volksanwalt Bernhard 
Achitz vermisst in vielen Pflegeheimen und 
psychiatrischen Einrichtungen die Mög-
lichkeit, dass Patient:innen selbstbestimmt 
leben können. Sie selbst leiten den Bereich 
Pflege einer psychiatrischen Station. Was 
können Sie hier berichten?
Harald Stefan: Etwa 40 Prozent der Pati-
ent:innen sind gegen ihren Willen bei uns 
auf der Station. Das heißt, es gibt eine Ab-
sprache mit dem Gericht, mit der Patienten-
anwaltschaft und natürlich mit den behan-
delnden Ärzt:innen, und das bedeutet, dass 
wir auch die Möglichkeit haben, hier in ihre 
Autonomie einzugreifen, weil eine gewisse 
Selbst- oder Fremdgefährlichkeit vorhanden 
ist. Nichtsdestotrotz ist es da für uns sehr 
wichtig, dass wir den Menschen eine gro-
ße Autonomie gewähren. Das heißt für uns 
auch, dass wir offen geführte Stationen ha-
ben. Es gibt natürlich Menschen, die wollen 
weg. Aber sie wollen oft nicht flüchten, son-
dern sie wollen in eine andere Situation, in 
der es ihnen besser geht. Und jetzt müssen 
wir eine Situation schaffen, in der sie sich 
angenommen fühlen, wo sie Respekt und 
Wertschätzung erfahren, und dann wird ihr 
Drang wegzuwollen nicht so stark sein, son-
dern sie werden uns vertrauen. 

Kommt es in diesem Spannungsfeld auch 
zu Übergriffen seitens der Patient:innen 
gegenüber den Pflegekräften? 
Aus Patient:innensicht sind wir diejenigen, 
die Gewalt ausüben, und aus unserer Sicht 
wehrt sich der Patient gegen eine Behand-
lung, die er nicht will. Das ist immer ein 
sehr schwieriger Spagat. Darum ist es für 
mich besonders wichtig, wie man mit die-
sen Situationen umgeht. 

Ich habe 1982 begonnen, in der Psychiatrie 
zu arbeiten. Damals hat es auch Aggression 
und Gewalt durch Patient:innen gegeben – 
es wurde aber nicht darüber geredet. Das 
war Teil des Jobs. Nach bestem Wissen und 
Gewissen hat man versucht, damit umzu-
gehen, sodass man selbst nicht verletzt wur-
de und Patient:innen nicht verletzt worden 
sind. Es war nicht Teil der Ausbildung, mit 
solchen Situationen umzugehen. 

2003 war ich auf einem Kongress in Ber-
lin, es ging um Pflegediagnostik. Dort habe 
ich Nico Oud kennengelernt, er hat Konzep-
te zum Umgang mit Gewalt in Psychiatrien 
von Großbritannien nach Holland gebracht. 
Er hat mich gefragt: Wie ist eure Haltung 
zu Aggression und Gewalt? Und ich habe 
nicht einmal das Wort Haltung verstanden, 
sondern ich habe verstanden, wie halten wir, 
wenn jemand aggressiv wird. Das war für 
mich ein totaler Paradigmenwechsel, näm-
lich darüber nachzudenken: Warum entsteht 
die Aggression, woher kommt das und wel-
chen Anteil haben wir selbst auch daran? 

Mit welchen Verletzungen sind Pflegekräf-
te dabei konfrontiert?
Das können Schläge sein, an den Haaren 
reißen, Kratzer, ein blauer Fleck, schwere 

Spannungsfeld
Krankenhaus
Wo Menschen in Krisensituationen aufeinandertreffen, 
kann die Lage rasch eskalieren. Das ist auch im Bereich Pflege so. 
Womit sind hier Patient:innen und Pflegekräfte konfrontiert? 
Arbeit&Wirtschaft sprach dazu mit dem Experten Harald Stefan.

HARALD STEFAN
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ab 1982 Ausbildung zum Kranken-
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Pflegewissenschaft 2009. Stefan 

leitet den Bereich Pflege an der 

psychiatrischen Abteilung des 

Klinikums Landstraße in Wien. 
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In der Pflege gehe es manchmal  

um einen schwierigen Spagat  

zwischen dem, was Patient:innen wollen 

und was sie brauchen, erklärt Pflege-

leiter Harald Stefan. Wichtig seien 

generell Respekt und Wertschätzung.
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Wunden, ein Knochenbruch, ein Kiefer-
bruch – die Palette ist sehr breit. Die Men-
schen haben Angst, fühlen sich in die Enge 
getrieben und werden alles versuchen, um 
aus dieser Situation herauszukommen. Da 
ist es wichtig, dass man entsprechend vor-
bereitet ist und dass man im Team auftritt 
und nicht allein. 

Wie ist das, gibt es in anderen Abteilungen 
in einem Krankenhaus oder in Pflegeein-
richtungen auch solche Übergriffe durch 
Patient:innen?
Das ist mit einem klaren Ja zu beantwor-
ten. Der Fokus unserer Trainings war am 
Beginn sehr stark auf der Psychiatrie, weil 
es dort offenkundig ist. Wir haben dann 
aber mehr und mehr Mitarbeiter:innen von 
den Geriatrien und auch von Notfallberei-
chen in unseren Seminaren sitzen gehabt, 
und die haben uns Dinge berichtet, die viel 
schlimmer waren als unsere Erfahrungen 
in der Psychiatrie. In der Erstversorgung 
oder im Notfallbereich kommen oftmals 
Menschen in absoluten Krisen. Aber es 
kommen auch Menschen, die intoxikiert 
sind, die viel Alkohol getrunken oder Dro-
gen konsumiert haben, da ist das Kontroll-
zentrum vollkommen ausgeschaltet. Diese 
Menschen haben nicht das Gefühl, es wird 
ihnen jetzt geholfen, sondern sie sind in 
einer Krisensituation und wehren sich. Da 
kommt es auch zu schweren Körperverlet-
zungen wie Knochenbrüchen, Kieferbrü-
chen, aber auch Stichverletzungen.

Inwieweit spielen hier auch Phänomene 
wie Fremdenfeindlichkeit mit hinein?
Ich denke, dass das auf beiden Seiten mit 
hineinspielt. Und gerade in der Pflege ar-
beitet eine sehr große Anzahl an Menschen, 
die aus anderen Ländern und anderen Kul-
turkreisen kommen. Wir sind sehr froh, 
dass wir so einen großen Mix haben, das 
erleichtert in manchen Bereichen auch den 
Zugang zu Patient:innen, wenn ich die glei-
che Sprache spreche, aber es erschwert auch 
manchmal. 

In welchen Bereichen der Pflege sind 
Übertretungen besonders häufig?
Übertretungen gibt es überall dort, wo viel 
Stress ist und wo Krisen aufeinandertreffen. 
Zu verbalen und körperlichen Übergriffen 
kommt es einerseits in der Psychiatrie, in 
den Erstversorgungs- und Notfallbereichen 
und in den geriatrischen Bereichen, aber 
auch in Kinderbereichen. In den Kinder-
ambulanzen sind es nicht die Kinder, die 
aggressiv sind, sondern da sehen wir die 
Übergriffe eher von den Eltern. 

Worüber medial immer wieder berichtet 
wird, sind Konflikte auf COVID-Stationen. 
Was können Sie dazu erzählen?
Wir sind jetzt seit zwei Jahren in einer 
Pandemiesituation. Das Nervenkostüm 
von uns allen ist sehr dünn geworden. Wir 
können nicht so leben, wie wir es gewohnt 
gewesen sind. Und im Krankenhaus arbei-
ten Menschen jetzt seit zwei Jahren in einer 

hohen Anspannung, das heißt, Dienstpläne 
halten nicht, man wird immer wieder in der 
Freizeit angerufen, um einen Dienst zu ma-
chen, weil wer ausgefallen ist. Pflegekräfte 
versorgen seit zwei Jahren tagtäglich Men-
schen, denen es wirklich sehr schlecht geht.  
COVID führt zu Problemen mit der At-
mung, und wenn einer Atemprobleme hat, 
sehen Sie die Angst in seinen Augen. Das 
muss man aushalten. Die Mitarbeiter:innen, 
die auf COVID-Stationen arbeiten, müssen 
außerdem in voller Schutzmontur arbeiten. 
Dass es da zu Sensibilitäten kommt vonsei-
ten der Betreuungspersonen, wenn Dinge 
nicht angenommen werden, wie sie ange-
nommen werden sollen, weil sie notwendig 
sind, dann kann ich mir vorstellen, dass es 
da zu großer Verzweiflung kommt. 

Patient:innen und Angehörige sind wie-
derum in einer Situation, die neu für sie ist. 
Angehörige wissen nicht, wie oft sie ihren 
Partner noch sehen, ihre Mutter, ihren 
Vater, ihr Kind. Da sind alle hypernervös 
und sensibel und da kommt es zu verbalen 
Übergriffen. Es ist aber nicht nur das Pfle-
gepersonal, das hier betroffen ist. Sie müs-
sen nur einmal reden mit den Portieren, 
mit den Eingangsbereichen, mit den Tria-
ge-Bereichen, wo fünf, zehn Personen auf-
treten, die zu ihren Verwandten wollen und 
teilweise Morddrohungen aussprechen. 

Unverständnis von meiner Seite gibt 
es, wenn es heißt, das ist alles nicht so 
schlimm. Die, die das sagen, sehen eben 
nicht, was sich da teilweise in den Spitälern 

„Übertretungen gibt es überall dort, 
wo viel Stress ist und wo Krisen 

aufeinandertreffen.“
Harald Stefan, Leiter des Bereichs Pflege  

der psychiatrischen Abteilung des Klinikums Landstraße
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abspielt und wie COVID-Patient:innen 
um ihr Leben kämpfen. Da hat sich auch 
die Situation auf den Intensivstationen fürs 
Personal verändert: Früher sind Patient:in-
nen auf die Intensivstationen gekommen, 
zum Beispiel nach einer Operation nach ei-
nem Unfall, da hat es Erfolgsaussichten ge-
geben, die wurden dort wiederhergestellt, 
sodass sie auf eine normale Station trans-
feriert werden konnten. Diese Erfolgsnach-
richten und -aussichten sind in Zeiten von 
COVID massiv minimiert worden. Es gibt 
mehr Sterbende dort als früher. Und das 
zermürbt. 

Worin sehen Sie wiederum die Hauptursa-
chen für Grenzüberschreitungen oder so-
gar Gewalt gegenüber Patient:innen? 
Ich habe in den letzten 25 Jahren sehr viele 
Schulungen gemacht für Pflegepersonen, 
Ärzte, Psychologen, und ich konnte noch 
nie eine Person kennenlernen, die ins Ge-
sundheitssystem gegangen ist, um gewalt-
tätig gegenüber anderen zu sein. Es sind 
alle in diesen Beruf gegangen, um Men-
schen helfen zu können. Dennoch gibt es 
immer wieder Fälle, in denen jemand um-
gebracht wurde, wo Gewalttaten verübt 
worden sind. Das heißt, das System hat mit 
diesen Menschen etwas gemacht. 

Solche Gewaltakte sind abzulehnen, 
und da müssen die Gerichte ihr Urteil spre-
chen. Ich sehe aber auch eine Mitverant-
wortung im Management. Gewalt beginnt 
mit verbaler Aggression. Ich darf daher 
nicht erst tätig werden, wenn etwas passiert 
ist, sondern ich muss schon wesentlich frü-
her reagieren, mir anschauen, wie ist denn 
die Situation bei uns. Oftmals führt Perso-
nalknappheit zu Überforderung und Über-
forderung zu Übergriffen. 

Personalnotstand ist allerdings etwas, wo-
rüber im Pflegebereich seit Jahren geklagt 
wird. Wie kommt man denn da heraus?
Herauskommen kann man nur, indem 
man auch wirklich analysiert, unter wel-
chen Bedingungen diese Menschen arbei-
ten. Es gehören Bewohner:innen befragt, 

es gehören Angehörige befragt, und es ge-
hört sicher der Personalschlüssel anders an-
gesetzt. Wenn wir aber Situationen schaf-
fen, wo nur Personal aus anderen Ländern 
engagiert wird, das vielleicht zu einem ge-
ringeren Satz arbeitet, werden wir aus die-
ser Situation nicht herauskommen. 

Was kann man präventiv tun, damit es erst 
gar nicht zu solchen Situationen kommt?
Als wir in Wien mit Deeskalationstrainings 
begonnen haben, haben wir zunächst stark 
auf Sekundärprävention gesetzt. Sekundär-
prävention bedeutet: Wie geht man am 
besten damit um, damit niemand zu Scha-
den kommt? Je mehr Sekundärprävention 
wir betrieben haben, desto mehr sind wir 
draufgekommen, dass es auch um Tertiär-
prävention geht. Das ist die Analyse, was 
danach passiert. Diese Nachbetreuung 
muss man immens ausbauen. 

Was wir auch ausbauen müssen, ist die 
primäre Prävention. Das bedeutet, dass es 
erst gar nicht so weit kommt, dass jemand 
aggressiv werden muss. Gerade in der pri-
mären Prävention ist das Deeskalations-
management immens wichtig, da geht es 

wirklich um Ausbildung. Da geht es darum, 
die Mitarbeiter:innen zu schulen in Kom-
munikation, Rhetorik, dass sie ihr eigenes 
Auftreten reflektieren. Primäre Prävention 
bedeutet aber auch, dass wir die Mitarbei-
ter:innen fragen, welche Rahmenbedin-
gungen sie brauchen. Einerseits geht es da 
um die Personalsituation, aber auch um die 
Architektur. Mitarbeiter:innen gehören bei 
Neubauten miteinbezogen, wie etwas ge-
baut und eingerichtet werden soll, weil sie 
wissen, was die Bewohner:innen und Pati-
ent:innen brauchen. Sie haben auch gefragt: 
Wie kommt man zu genügend Personal? 
Das Personal wird zukünftig dorthin gehen, 
wo es Sicherheit erlebt. Das bedeutet, dass 
wir ein sicheres Umfeld für die Arbeitneh-
mer:innen gewährleisten müssen.  w

Das Nervenkostüm sei während der Pandemie bei allen dünn geworden, sagt 

Harald Stefan. Beim Spitalspersonal komme dazu, dass die Aussicht auf  

Verbesserung nicht gerade zugenommen habe.

& PODCAST
Das ausführliche Interview als Podcast 
finden Sie unter
www.arbeit-wirtschaft.at/podcast
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TEXT ALEXANDRA ROTTER

Investoren, die hohe Renditen erwarten, haben den Pflegesektor für sich entdeckt. 
Doch Monopoly mit dem Alter zu spielen birgt Risiken. Die Erfahrungen anderer 
Länder zeigen, dass dies oft zulasten von Pflegebedürftigen, Pflegekräften und 
der öffentlichen Hand geht.

Unhygienische Zustände, zu wenig 
zu essen, nicht genug Personal, 
grobe Vernachlässigung: Das ver-

mutet man in einem noblen Privatpflege-
heim nicht. Doch Anfang des Jahres wur-
de durch ein Buch des Journalisten Victor 
Castanet bekannt, dass solche Bedingungen 
in den französischen Heimen des Orpea-
Konzerns herrschen. Er stellte nach drei 
Jahren Recherche fest, dass es dort in erster 
Linie um den Profit statt um das Wohl der 
zu Pflegenden gehe. Dabei ist Orpea einer 
der weltweit führenden privaten Betrei-
ber von Pflegeheimen – und europäischer 
Marktführer. 2015 kaufte der Konzern die 
österreichische SeneCura-Gruppe, die hier-
zulande rund 30 Prozent der Pflegebetten 
im gewerblichen Sektor hält. Aktuell ist der 
französische Konzern in 22 Ländern tätig 
und beschäftigt 65.000 Menschen.

Auch den Pflegekräften dürfte es nicht 
allzu gut gehen. So ging Orpea, um nur ein 
Beispiel zu nennen, in einem deutschen 
Tochterunternehmen mitten in der Pande-
mie gegen seine Betriebsrät:innen vor. Der 
Orpea-Pflegeskandal ist der jüngste, aber 
nicht der erste in der privaten Pflege. All 
das wirft Fragen auf: Wie wirkt sich die Pri-
vatisierung der Pflege auf die Pflegekräfte 
und die zu Pflegenden aus? Inwiefern be-

günstigen private Finanzierung und Profit-
streben systematische Missstände in Pfle-
geheimen? Und wie sieht die Situation in 
Österreich aus?

Investoren entdecken Pflege

Laut David Hafner, geschäftsführender Lei-
ter des ÖGB-Europabüros, ist der Orpea-
Skandal „ein sehr gutes Beispiel dafür, was 
bei der Privatisierung schiefgehen kann“. 
Privatisierung habe manchmal Vorteile, 
wenn sie zu Effizienz und sinkenden Prei-
sen führe, „aber gewisse Bereiche dürfen 
nicht auf Gewinn ausgerichtet sein“. Wenn 
etwa in Pflegeheimen Windeln rationiert 
würden, sei das etwas anderes, als wenn 
Fluglinien keine Gratissnacks mehr anbie-
ten: „Durch die Privatisierung in der Pflege 
leiden Patient:innen und Arbeitnehmer:in-
nen.“ Die Auswüchse in der Pflegebranche 
machen für Hafner deutlich, dass dies ein 
geschützter Bereich sein sollte.

Leonhard Plank, Senior Scientist im 
Forschungsbereich Finanzwissenschaft und 
Infrastrukturpolitik am Institut für Raum-
planung der TU Wien und Teil des „Foun-
dational Economy Collective“, arbeitet 
derzeit im Auftrag der Arbeiterkammer an 
einer Studie über finanzierte Geschäftsmo-

delle in der kritischen sozialen Infrastruktur, 
zu der auch die Pflege zählt. Transnationale 
Investoren, die profitable Anlagemöglich-
keiten suchen, haben in den vergangenen 
Jahren die kritische soziale Infrastruktur für 
sich entdeckt. Im Pflegesektor seien es vor 
allem stationäre Einrichtungen, die das In-
teresse privater Pflegekonzerne und Finanz-
investoren geweckt hätten. Kein Wunder 
– konnten doch nach einer Recherche von 
Investigative Europe die 25 größten priva-
ten Anbieter in Europa seit 2017 ihre Bet-
tenkapazitäten um 22 Prozent steigern.

Fokus auf bestimmte Investoren

Leonhard Plank hat sich für die Studie den 
britischen, deutschen und österreichischen 
Markt genau angesehen und viele Beispiele 
gefunden, die zum Schluss führen: Wenn 
Pflegeeinrichtungen in erster Linie im In-
teresse von Investoren handeln, die hohe 
Renditen erwarten, führt das oft zu prekä-
ren Bedingungen für Beschäftigte und Pfle-
gebedürftige und anderen unerwünschten 
Risiken und Nebenwirkungen. Das gilt ins-
besondere für Private-Equity-Geschäftsmo-
delle. Aber auch bei anderen privaten Invest-
ments, etwa strategischen Investoren wie der 
Orpea-Gruppe, ist Vorsicht geboten. Plank: 

Geschäftsmodell 
Pflegeheim
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„Es ist wichtig, dass wir den Fokus auf be-
stimmte private Investoren richten und nicht 
auf den, der in der Steiermark zwei Heime 
hat.“ Das Dumme ist: Nur weil Menschen 
für private Pflegeheime sehr viel Geld zahlen, 
heißt das nicht, dass die öffentliche Hand 
entlastet ist. Denn bei Investmentformen 
wie Private Equity kommt es laut Plank oft 
zu Steuerumgehungskonstruktionen sowie 
zum Abschöpfen öffentlicher Gelder: „Das 
funktioniert zum Beispiel über erhöhte 
Mietzahlungen. Das reduziert den zu ver-
steuernden Gewinn. Gleichzeitig landen die 
Mietzahlungen oft bei einer Tochtergesell-
schaft in einer Steueroase und erhöhen so 
den Gesamtgewinn des Investors.“

Striktere Regulierungen

In Österreich sieht es, obwohl es auch hier 
Probleme gibt, noch relativ gut aus. Plank 
führt das vor allem auf striktere Regulierun-
gen zurück: „Ich glaube, dass der österrei-
chische Markt für Shareholder-getriebene 
Geschäftsmodelle durch die Regulations-

regime relativ unattraktiv ist. Wir haben 
nicht zufällig keine Private-Equity-Grup-
pe im Pflegesektor.“ Renditen von zwölf 
Prozent wie in England würden hier nicht 
zugelassen – sieht man von einer kurzen 
Phase in der Steiermark vor einigen Jahren 
ab. Investor Orpea scheint sich hierzulan-
de „bisher mit einer moderateren Rendite 
zufriedenzugeben – und setzt langfristig 
wohl auf den Aufbau von Marktmacht“. 
Man unterscheidet in der Pflege zwischen 
gewerblichen, öffentlichen und gemeinnüt-
zigen Anbietern, zu denen etwa Caritas und 
Volkshilfe zählen. Der Anteil der gewerbli-
chen Anbieter ist Plank zufolge mit 22 Pro-
zent in Österreich vergleichsweise gering. 
Dennoch sollte man ein Auge auf sie haben 
und überlegen, welche Geschäftsmodelle 
man grundsätzlich zulassen möchte.

Denn eine Insel der Seligen ist Öster-
reich nicht. David Hafner weist auf Lohn- 
und Sozialdumping hin: Viele Pflegekräfte 
kommen aus dem Ausland und würden 
oft nicht nach KV bezahlt und das, ob-
wohl ihre Arbeit sehr belastend ist – was 

sich in der Pandemie noch verschärft hat. 
Auch sind sie oft nicht ausreichend sozial-
versichert. Zwar werde in Österreich sehr 
gut kontrolliert, doch bei Vergehen sei die 
Exekution das Problem, weil die EU-Mit-
gliedsstaaten, aus denen die Pflegekräfte 
kommen, oft nicht zu Zusammenarbeit 
bereit seien. Hafner: „Die EU-Entschei-
dungsträger sind gefordert, die grenzüber-
schreitende Behördenzusammenarbeit zu 
verbessern und das hohe Lohngefälle zwi-
schen den Ländern zu bekämpfen.“ Eine 
Vorreiterrolle nehme das Burgenland mit 
seinen Bemühungen ein, nur gemeinnüt-
zige Institutionen in der Pflege zuzulassen. 
Europaweit weist Hafner auf Norwegen 
und Schweden als Vorbilder hin, wo Priva-
tisierungsprozesse wieder rückabgewickelt 
wurden. Auch seitens der EU hofft Hafner 
auf Verbesserung: Aktuell wurde von der 
Kommission eine Pflegestrategie für 2022 
als Priorität angekündigt, doch noch war-
te man auf genaue Informationen. Indes 
dürfte der Trend zur Privatisierung in der 
Pflege weitergehen.  w
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Anteil der informellen P�ege

86% betreuen eine Person
14% betreuen mehr als eine Person
50% 13 und mehr Stunden
10% über 40 Stunden pro Woche
40% täglich, 31% an 1 bis 3 Tagen/Woche
29% an 4 bis 6 Tagen/Woche
69% zumindest die Hälfte der Betreuung
26% alleine zuständig
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AM
BEISPIEL
WIEN

Frauenanteil

Alter

Berufserfahrung

Haushaltsgröße

Kinder

69%
50 Jahre
30 Jahre
2,4 Personen
37% haben Kinder

Betreute Personen

Aufwand für P�ege/Woche

Frequenz der P�ege

Anteil der informellen P�ege

86% betreuen eine Person
14% betreuen mehr als eine Person
50% 13 und mehr Stunden
10% über 40 Stunden pro Woche
40% täglich, 31% an 1 bis 3 Tagen/Woche
29% an 4 bis 6 Tagen/Woche
69% zumindest die Hälfte der Betreuung
26% alleine zuständig
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Etwa eine Million Menschen in Österreich pflegen eine:n Angehörige:n. 
Der Großteil der Arbeit lastet auf Frauen. Das heißt auch: Über die 
Hälfte können keiner Berufstätigkeit nachgehen, jede zweite arbeitet 
in Teilzeit. Wir haben Zahlen zusammengetragen und daraus einen 
Steckbrief gezeichnet. Von denen, auf die man sich gerne verlässt, 
aber über die man viel zu wenig spricht.
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TEXT CHRISTIAN DOMKE SEIDEL

Lösungen, um die Pflege- und Betreuungskrise zu überwinden, liegen längst 
auf dem Tisch. An Ideen mangelt es keineswegs. Doch deren Umsetzung 
ist kompliziert. Wie es trotzdem klappen könnte. 

Plötzlich kippte die Situation. Das Coronavirus gab den Aus-
schlag. Mindeststandards der Menschlichkeit, ein gesellschaft-
licher Konsens zu Rücksichtnahme und Nächstenliebe galten 

nicht mehr. Der Pflegesektor, der Menschen buchstäblich vor dem 
Tod bewahrt, leistet bis heute Übermenschliches, bekommt aber 
nichts zurück. Selbst Maßnahmen, die als kleinster gemeinsamer 
Nenner verstanden werden können, werden boykottiert. Wer die 
Wahl hat zwischen Nudeln-und-Klopapier-Horten oder Rücksicht-
nahme und Solidarität walten zu lassen, der geht einkaufen. 

Das führt dazu, dass plötzlich das Personal um seine Gesund-
heit bangen muss. Die Petition #YesWeCare fasst die dramatische 
Situation zusammen und kann als Hilfeschrei verstanden werden. 
Als erster. Nicht als letzter. Denn Corona hat die Situation in der 
Pflege nicht auf den Kopf gestellt, sondern diente als Brandbe-
schleuniger. Als Turbo für Probleme, die ohnehin auf uns zuge-

kommen wären. „Es ist so, dass wir bis 2030 mit einer Steigerung 
von rund 80 Prozent der Nachfrage nach Pflegedienstleistungen 
rechnen. Bis 2050 rechnet das WIFO mit über 300 Prozent“, ana-
lysiert Ulrike Famira-Mühlberger die Situation. Sie ist Ökonomin 
und stellvertretende Direktorin des Österreichischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (WIFO).

Schon vor der Pandemie hatte die „Offensive Gesundheit“ 
darauf hingewiesen, ein Zusammenschluss unterschiedlicher Ge-
werkschaften und Vertretungen des Pflegesektors und Gesund-
heitswesens. Hier vereinen die GÖD-Gesundheitsgewerkschaft, 
die Gewerkschaft GPA, die ÖGB/ARGE-FGV für Gesundheits- 
und Sozialberufe, die Gewerkschaft vida, das Team Gesundheit der 
younion, die Arbeiter- und die Ärztekammer 400.000 Beschäftigte 
aus diesem Bereich. Das Anliegen ist klar: eine tiefgreifende Pfle-
gereform.

Der Lösung
so nah
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Zu hohe Erwartungen? 

Die Lösung könnte ganz einfach sein. Denn der Pflegesektor ist – zu-
mindest auf den ersten Blick – ein dankbarer Bereich für staatliche 
Investitionen. „In der Pflege ist der Multiplikator besonders hoch, 
weil das ein sehr dienstleistungsintensiver Bereich ist. Da geht viel 
in Löhne und regionale Wertschöpfung. Von diesem Geld kommt in 
Form von Steuern und Sozialversicherung viel zum Fiskus zurück“, 
erläutert Famira-Mühlberger. Pro investiertem Euro seien das stol-
ze 70 Cent. Einfach Geld zu verteilen funktioniert aber nicht, weil 
es zwei Probleme gibt. Zum einen ist nicht klar, welche Leistungen 
überhaupt benötigt werden. Was sollen sich Menschen, die pflege-
bedürftig sind, und deren Angehörige erwarten dürfen? Das zu er-
mitteln wäre die Aufgabe einer Pflegereform, die aber kaum aus den 
Startlöchern kommt. Der Grund dafür ist das zweite Problem: der 
Föderalismus. „Länder und Gemeinden sind verfassungsmäßig für 
die Bereitstellung der Leistungen zuständig. Die Steuereinnahmen 
erfolgen aber überwiegend auf Bundesebene. Die Frage der Langzeit-
pflege lässt sich daher nur gemeinsam beantworten“, fasst Kurt Scha-
lek die Situation zusammen. Er ist Referent in der Abteilung Ge-
sundheitsberuferecht und Pflegepolitik der Arbeiterkammer Wien.

Famira-Mühlberger war selbst in der Pflege-Taskforce, die Vor-
schläge für eine Reform unterbreitet hat, und fasst es so zusammen: 
„Die Pflege ist kein politisches Minenfeld, aber sozialpolitischer 
Spielball. Das Problem ist, dass das Pflegegeld über den Bund aus-
bezahlt wird, aber Pflegedienstleistungen Länderkompetenz sind, 
die Umsetzung aber bei den Gemeinden liegt. Das ist ein schwieri-
ger Cocktail.“ Ein großes Problem seien die vollmundigen Ankün-
digungen und die geweckten Erwartungen gewesen. „Mit dieser 
Art der Kommunikation hat man suggeriert, dass eine große Re-
form beim Pflegethema möglich ist. Ich glaube aber, dass sie so, wie 
sie versprochen wurde, nicht machbar ist. Da sind Erwartungen 
geschürt worden, die man nicht erfüllen kann.“

Ein wichtiger Schritt, um dieses Problem zu überwinden, sei die 
regionale Ausdifferenzierung in der Pflege. Auf lokaler Ebene ließe 
sich leicht und präzise abschätzen, welchen Bedarf es im Pflegesek-
tor geben wird. Diese Daten müssten gehoben und analysiert wer-
den. Nur so könnten auch die Kosten ermittelt werden. Der zweite 
Schritt hängt direkt damit zusammen. Der Pflegesektor müsste 
ähnlich organisiert werden wie der Arbeitsmarkt. „Ich vergleiche 
das mit dem Arbeitsmarktservice: Da gibt es regionale Geschäfts-
stellen, weswegen wir sehr gut über regionale Arbeitsmarktsituatio-
nen Bescheid wissen. In der Pflege gibt es so ein Pendant nicht“, 
erläutert Famira-Mühlberger ihren Vorschlag. 

Diese Art der Maßnahmen seien Low Hanging Fruits. Mit we-
nig Aufwand – genau genommen nur mit exakter Datenanalyse 
und aktuellen regionalen Informationen – könnten die größten 
Probleme angegangen werden. Denn: „Es ist nicht so, dass im Pfle-
gebereich nichts passiert. Für größere Lösungen müssten aber alle 
Bundesländer mit an Bord sein, und das ist relativ schwierig. Es 
müssten die Kompetenzen verschoben werden, und das ist nicht 
realistisch.“

Auch Schalek sieht in der aktuellen Kompetenzverteilung eine 
hohe Hürde, aber dennoch die Regierung in der Pflicht: „Der Bund 
ist dafür verantwortlich, einen Einigungsprozess in Gang zu bringen 
und Strukturen zu schaffen, über die man sich koordinieren kann. 
Während die Länder ihre Hausaufgaben machen und schauen müs-
sen, Leistungen anzubieten, die die Menschen auch brauchen.“ Der 
Pflegefonds sei in diesem Interessenkonflikt die einfachste Lösung. 

Denn dabei handle es sich um ein Zweckzuschussgesetz. „Das 
bedeutet, dass der Bund das Geld den Ländern und Gemeinden 
unter bestimmten Voraussetzungen gibt. Damit gibt es einen Steu-

Wert der unbezahlten Pflegearbeit 
durch Angehörige in Österreich
Quelle: Statistik Austria, Rechnungshof 2020

Ulrike Famira-Mühlberger vom WIFO: „Die Pflege ist kein

politisches Minenfeld, aber sozialpolitischer Spielball.“

Erwartungen würden geweckt, aber nicht umgesetzt.
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erungseffekt, ohne dass man die Verfassung ändern muss.“ Die er-
wähnten Voraussetzungen seien aber der Kern dieser Lösung. Denn: 
„Die Unterschiede in den Ländersystemen sind – je nachdem, um 
welche Leistungen es geht – gewaltig. Die Verfügbarkeit von Diens-
ten, die Kosten, die Wartezeit ... es ist eine Postleitzahlen-Lotterie, 
welche Versorgung man kriegt.“ Hier gelte es, Angleichungen zu 
schaffen. Ein Ziel, auf das auch die Lösungen von Famira-Mühl-
berger hinauslaufen würden. 

Ausbildungsoffensive

Das löst jedoch das zweite zentrale Problem der Pflege- und Be-
treuungskrise nicht. Einen sich zuspitzenden Personalmangel. Der 
demografische Wandel zieht sich durch alle Sektoren und Lebens-
bereiche durch. Die große Pensionierungswelle der Babyboomer ab 
dem Jahr 2025 wird auch zu mehr Pensionierungen im Pflegesektor 
führen. Längst ist die Zahl von 76.000 zusätzlichen Pflegekräften 
bis zum Jahr 2030 zu einem Mantra der Gewerkschaften geworden. 
Aus Sicht von Schalek ist eine Ausbildungsoffensive – die besser 
heute als morgen Fahrt aufnimmt – das wichtigste Werkzeug, um 
die Arbeitsbedingungen erträglich zu halten. 

Und tatsächlich gibt es bereits einen Ausbildungsfonds des So-
zialministeriums. Der ist notwendig. Es geht in erster Linie darum, 
ein Praktikumsentgelt zahlen zu können oder Quereinsteiger:innen 
eine Umschulung finanzieren zu können. Die haben oft das Pro-
blem, bereits eine Familie oder andere Verpflichtungen wie Miet-
zahlungen zu haben, die sich mit der normalen Ausbildungsent-
schädigung nicht finanzieren lassen. Das Problem am bestehenden 
Ausbildungsfonds sei aber, dass er mit gerade einmal 50 Millionen 
Euro bis zum Jahr 2024 völlig unterfinanziert sei, so Schalek. 

Es gehe dabei auch darum, dass die Ausbildung in der Pflege ex-
trem praxisnah stattfinden müsse. Menschen, die noch lernen wür-
den, bräuchten dann aber eine erfahrene Arbeitskraft, die ihnen 
Schritte zeigt und erklärt. Von diesen Personen könnte dann aber 
nicht parallel noch die gleiche Pflegeleistung erwartet werden. Um 
dieses Problem zu lösen und gleichzeitig die Ausbildung im Pfle-
gesektor attraktiver zu machen, gäbe es eine einfache Lösung, so 
Schalek. Die Personalschlüsselrechnung müsse transparenter und 
ehrlicher gemacht werden. 

So dürften beispielsweise Angestellte, die im Urlaub oder Kranken-
stand sind, nicht mit eingerechnet werden. Auch Auszubildende 
oder Personen, die Leitungsaufgaben erfüllen, dürften nicht zum 
pflegenden Personal gerechnet werden, nur um die Quote erfüllen 
zu können. Mit einer Personalschlüsselrechnung, die tatsächlich 
die Realität widerspiegelt, ließe sich der wahre Personalbedarf viel 
präziser ermitteln. Gleichzeitig könnten die Arbeitsbedingungen in 
der Pflege – die vor allem unter zu wenig Personal leiden – stark 
verbessert werden. Denn die beste Ausbildung nütze nichts, wenn 
die Arbeitsbedingungen dazu führen, dass die Beschäftigten nach 

„Jene Politiker:innen, die glauben, dass man aus dem Ausland Arbeitnehmer:innen

importieren kann, sind jene, die sich mit dem Problem nicht beschäftigt haben“, 

stellt AK-Pflegeexperte Kurt Schalek fest.

„Wir müssen unsere Kapazitäten
so ausrichten, dass wir die 

steigende Nachfrage aus eigener 
Kraft stemmen können.“

Kurt Schalek,  Experte für Pflegepolitik der AK Wien
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wenigen Jahren den Beruf wechseln. Eine weitere Möglichkeit wäre 
es, dem Pflegepersonal zu ermöglichen, die Schwerarbeiterpension 
zu nutzen. 

Auch Famira-Mühlberger betont, dass eine Ausbildungsoffen-
sive essenziell sei, um den Personalbedarf in Zukunft zu decken. 
Sie sieht allerdings auch eine weitere Ebene: „Es ist ganz klar, dass 
es im Pflegebereich aufgrund der zu erwartenden Nachfragesteige-
rung und der Personalknappheit ohne Migration nicht gehen wird. 
Hier müssen wir uns anstrengen, um ausgebildete Fachkräfte aus 
dem Ausland anzuwerben.“ Sie sagt, dass sich der Wettbewerb um 
diese Arbeitskräfte verschärft habe, weswegen Österreich seine Be-
mühungen um diese Fachkräfte verstärken müsse.

Es ist einer der wenigen Punkte, in denen sich die beiden Fach-
leute widersprechen. „Wir müssen unsere Kapazitäten so ausrichten, 
dass wir die steigende Nachfrage aus eigener Kraft stemmen können. 
Das ist weniger risikobehaftet, als sich darauf zu verlassen, dass man 
im Ausland schon irgendwelche Leute finden wird“, betont Schalek.

Migrants Care

Denn auch die Länder, die diese Menschen ausbilden würden, hät-
ten die gleichen Probleme wie Österreich in Bezug auf den Pfle-
gesektor. Entsprechend überschaubar seien die Erfolgsaussichten. 
Deutschland würde bereits seit Jahren gezielt Pflegekräfte anwer-
ben, habe dabei aber nur geringen Erfolg. „Jene Politiker:innen, die 
glauben, dass man aus dem Ausland Arbeitnehmer:innen importie-
ren kann, sind jene, die sich mit dem Problem nicht beschäftigt ha-
ben. Es gibt seit Jahrzehnten einen globalen Pflegemarkt, der stark 
umkämpft ist“, wird Schalek deutlich.

Für ihn liegt die Lösung der Pflege- und Betreuungskrise im 
Inland. Unabhängig von der Herkunft. Das bedeute aber, das An-
gebot niederschwelliger aufzubauen. „Ausbildungsoffensive heißt, 
auch diejenigen anzusprechen, die hier sind und die man vielleicht 
nicht so einfach erreicht“, führt er weiter aus. Dafür gebe es bei-
spielsweise die Aktion „Migrants Care“. Deren Ziel sei es, Men-
schen mit Migrationshintergrund für Pflegeberufe zu gewinnen, in-
dem geholfen wird, bestimmte Hürden zu überwinden. So könnten 
sie in Vorqualifizierungsmaßnahmen eine fachspezifische und fach-
sprachliche Ausbildungs- und Berufsvorbereitung erhalten.

Expert:innen, Beschäftigte und deren Vertretungen sind sich 
längst einig darüber, dass etwas passieren muss. Selbst bei den Lö-
sungen gibt es keine zwei Meinungen. Jetzt liegt der Ball bei der 
Regierung.  w

 ZWEI 
FAKTEN
ZUM
THEMA

1 / Pflegende Angehörige
Unabhängig von seinem Wert für die Gesellschaft leis-

tet der Pflegesektor einen riesigen Beitrag zur Volks-

wirtschaft. Jede:r zehnte Beschäftigte innerhalb der 

EU – also etwa 23 Millionen Menschen – arbeitet im 

Gesundheits- und Sozialwesen inklusive der Pflege. 

Die Jobs schaffen einen Gegenwert von 800 Milliar-

den Euro. Jedes Jahr. Angesichts dieser Zahlen wirkt 

es verantwortungslos, wenn die Bundesregierung vor-

rechnet, dass 80 Prozent der pflegebedürftigen Men-

schen in Österreich von Angehörigen gepflegt werden. 

Drei Viertel davon sind Frauen. Die große Mehrheit 

davon gibt den eigenen Beruf entweder ganz auf oder 

reduziert zumindest die Arbeitszeit. 

Die entstandene Betreuungsarbeit hat einen 

Gegenwert von 3,1 Milliarden Euro. Das große Man-

ko ist, dass sie nicht bezahlt wird. Im Gegenteil. Die-

se Arbeitsplätze könnten in der Pflege entstehen, die 

Arbeiten werden aber stattdessen von (ungeschulten) 

Angehörigen erledigt, die dafür auch noch (ungewollt) 

auf Erwerbsarbeit verzichten. Ein doppelter Schaden. 

Zum Vergleich: Für Pflegeheime wendet der österrei-

chische Staat jedes Jahr 3,4 Milliarden Euro auf.

2 / Tatenlosigkeit der Politik
Natürlich ist all das längst bekannt. 2012 präsentier-

te die damalige rot-schwarze Regierung unter Werner 

Faymann „Empfehlungen der Reformarbeitsgruppe 

Pflege“ mit insgesamt 35 Maßnahmen, die auch heute 

noch relevant wären. Passiert ist nichts. 2017 fand eine 

parlamentarische Enquete zur Langzeitpflege statt, 

die ebenfalls ohne praktische Folgen blieb. 2018 ver-

sprach die schwarz-blaue Regierung unter Sebastian 

Kurz dann eine „Generallösung der Pflegefrage“, lie-

ferte diese aber nicht. 2021 präsentierte die mittler-

weile schwarz-grüne Regierung dann den Bericht der 

„Taskforce Pflege“, konnte den aber bislang auch nicht 

in Zählbares umsetzen.



TEXT EVA REISINGER

Hebammen rufen seit Jahren um Hilfe, der Personalmangel habe fatale Auswirkungen. 
Für Familien wird es immer schwerer, eine Geburtsbegleitung zu finden. Warum der 
Hebammenmangel ein sexistisches Problem ist und was dieser konkret bedeutet.

Als Kind erklärte Birgit Schlachter 
ihrer Mutter, dass sie einmal 1.000 
Babys bekommen wolle. Babys, 

Schwangerschaft und alles, was dazugehört, 
faszinierten sie zeit ihres Lebens. Nachdem 
sie als Au-pair in London gearbeitet hat-
te, bewarb sich die Oberösterreicherin um 
einen der begehrten Plätze zur Ausbildung 
als Hebamme. Mittlerweile ist sie bei mehr 
als 800 Geburten dabei gewesen. Wenn sie 
von ihrem Beruf erzählt, wird ihre Stimme 
heller. Für Schlachter sei es das Schönste, 
eine zufriedene Familie nach Dienstende 
verabschieden zu können: „Dann schlägt 
mein Hebammenherz höher.“ Die Realität 
sieht leider viel zu oft anders aus. Nach dem 
Dienst schläft sie nach wenigen Minuten 
erschöpft und frustriert auf der Couch zu 
Hause ein und quält sich mit Vorwürfen.

Schichtdienst ohne die Vorteile 

Schlachter arbeitet 30 Stunden in einem 
Spital in Oberösterreich und dazu als 
selbstständige Hebamme. Mittlerweile 
wählen viele Hebammen diesen Mix. Sie 
bleiben flexibler und können Frauen bereits 
vor der Geburt und danach umfassend be-
gleiten. Der Schichtbetrieb als Hebamme 
im Kreißsaal bringe einen ganz grundsätz-
lich an seine Grenzen, erzählt Schlachter. 
Sie arbeitet meist im Nachtdienst und da-

Immer eine
schwere Geburt
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mit immer gegen die biologische Uhr. Ihre 
Schicht beginnt abends um sieben Uhr, 
und sie verlässt das Krankenhaus nie vor 
sieben Uhr in der Früh. Zwischen 50 und 
60 Nächte macht sie so jedes Jahr durch. 
Obwohl sie als Hebamme flexibel und auf 
Abruf sein muss, bleibt die große finanzielle 
Honorierung ihrer Schichtarbeit aus. Laut 
Schlachter unterscheiden sich hier die Pfle-
geberufe sehr von der männerdominierten 
Schichtarbeit. „Die Pflege hinkt enorm 
nach“, meint sie. „Uns bleibt aber keine 
Wahl, denn ein Kreißsaal muss immer be-
setzt sein. Die Babys richten sich nach kei-
nem Dienstplan.“ 

Hebammen sind heute für immer mehr 
zuständig, gleichzeitig gibt es keine ver-
bindlichen Personalberechnungen. Seit 
2018 empfiehlt die WHO eine 1:1-Be-
gleitung während der Geburt. Das würde 
bedeuten: eine Hebamme pro Baby. In der 
Praxis ist man von dieser Forderung in den 
meisten Häusern weit entfernt. So kann es 
sein, dass eine Hebamme bis zu fünf Ge-
burten auf einmal betreuen muss.

Hintergründe für den Mangel

2.600 Hebammen arbeiten aktuell in Ös-
terreich. Die Zahl steigt stetig, da immer 
mehr Absolventinnen ihren Abschluss ma-
chen. Gleichzeitig gehen viele Hebammen 
in Pension oder arbeiten nicht Vollzeit. Im 
europäischen Vergleich  hinkt das Land klar 
hinterher. Viele junge Menschen, fast aus-
schließlich Frauen, bewerben sich an den 
österreichischen Fachhochschulen. Genom-
men werden nur wenige. Wie kann das sein?

Für Claudia Neumayer-Stickler, Lei-
terin des Referates für Gesundheitspolitik 
beim ÖGB, ist es ein generelles Problem, 
dass in Gesundheitsberufen so wenig gegen 
den drohenden und massiven Personal-
mangel unternommen wird. „Der Mangel 
ist schon lange sichtbar durch die Hilfe-
rufe der Hebammen.“ Das liege vor allem 
daran, dass es keine langfristig orientierten 
Methoden zur Personalberechnung gebe, 
um gut planen zu können. 

Die Anzahl der Ausbildungsplätze zu er-
höhen ist Ländersache. Das bedeutet: Bud-
getaufstockungen, Bedarfsanalysen und 
Bürokratie. Außerdem benötigt jede neue 
Studentin auch einen Praktikumsplatz. 
„Mehr wäre immer gut!“, betont die Vize-
präsidentin des Hebammengremiums, Beate 
Kayer. Langsam werden ihre Hilferufe ge-
hört und mehr Ausbildungsplätze geschaf-
fen. Im kommenden Wintersemester werden 
an acht Hebammen-Studiengängen 215 Stu-
dierende starten. 2021 waren es noch 164. 
Die FH Burgenland bekommt einen neuen 
Studiengang. 

Sexismus und Pandemie 

Hebamme ist ein absoluter Frauenberuf, 
darum gehe er Hand in Hand mit der Frau-
enpolitik und dem Stellenwert von Frauen 
in der Gesellschaft, erklärt Kayer. „Die 
Frauen sollen Kinder kriegen, aber keine 
Forderungen stellen.“ Würde anerkannt, 
wie wichtig diese Lebensphase für jede Fa-
milie sei, würde es den Beruf der Hebamme 
automatisch aufwerten, ist sie sich sicher.

Zusätzlich zum grundsätzlichen Perso-
nalmangel kommen durch die Pandemie 
und Krankenstände viele Überstunden 
noch dazu. Die können oft nicht abgebaut 
werden, da nie genug Personal da ist. Viele 
Kolleginnen würden über Schlafprobleme, 

Zyklusunregelmäßigkeiten und eine erhöhte 
Anfälligkeit für Krankheiten klagen, erzählt 
Schlachter. Die Oberösterreicherin betont, 
wie wichtig die 1:1-Begleitung wäre. „Damit 
mir keine Fehler passieren, ist meine Kon-
zentration immer gefordert. Es gibt Dienste, 
in denen ich nichts mehr trinke, damit ich 
nicht auf die Toilette muss, weil dafür ein-
fach keine Zeit ist.“ Meistens laufe sie von 
Frau zu Frau und vertröste sie. Schlachter 
sage dann Sätze wie: „Ich komme gleich 
wieder!“; auch wenn sie wisse, dass das nicht 
stimme. Internationale Studien zeigen, dass 
eine Betreuung bereits vor der Geburt das 
Kaiserschnittrisiko senkt und die Zufrieden-
heit und Gesundheit von Mutter und Kind 
stark anhebt. Wer bereits vor der Geburt be-
raten und betreut werden will, muss selbst 
in die Tasche greifen und eine freiberufliche 
Hebamme beauftragen. Bis auf wenige Aus-
nahmen kommt die Krankenkasse dafür 
nicht auf. So ist die Frage der idealen Be-
treuung auch eine der Privilegien.

Schlachter erzählt, wie ihr der Schweiß 
über die Stirn läuft, wenn ein Neugebore-
nes an der Brust der Mutter nicht trinken 
will. Sie wisse, wie wichtig dieser Bonding-
Moment zwischen Mutter und Kind sei. 
„Ich kann nur daran denken, dass ich längst 
bei der nächsten Frau sein müsste.“ Würde 
sie ihren Beruf nicht so lieben, hätte sie ihn 
längst aufgegeben.  w

„Babys richten sich nach keinem Dienstplan“, sagt Hebamme Birgit Schlachter. 

Der Schichtbetrieb im Kreißsaal bringe einen an seine Grenzen.
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TEXT CHRISTIAN BUNKE

Digitalisierung ist spätestens seit Pandemiebeginn in aller Munde. Auch vor dem 
Pflegebereich macht der Hype nicht halt. Aber was steckt dahinter? Und kann 
Digitalisierung zur Lösung der Pflegekrise beitragen? Eine Spurensuche. 

Kennen Sie Paro? Paro ist eine 60 Zentimeter lange, einer 
Sattelrobbe nachempfundene Puppe. Sie verfügt über eine 
spezielle Sensorik und kann darüber erkennen, ob sie von 

einem Menschen gestreichelt wird. Auf solche Zuwendungen rea- 
giert Paro mit dem Wackeln des Schwanzes und Augenrollen. Was 
klingt wie das neueste Spielzeug zur Bespaßung von Kleinkindern, 
ist in Wahrheit ein hochtechnisiertes therapeutisches Instrument, 
dessen Einsatzgebiet die Betreuung pflegebedürftiger demenz-
kranker Menschen ist. Ziel ist es, die Patient:innen gesprächiger 
und gelöster zu machen. 

In die elektronische Robbe ist richtig viel Arbeit hineingeflos-
sen. Seit 1993 wird an ihr geforscht. Erst Anfang der 2000er-Jah-

re wurde sie an erste Pflegeheime ausgeliefert. Paro ist somit ein 
Prototyp eines Phänomens, welches als „Digitalisierung der Pfle-
ge“ bezeichnet wird. Dahinter steckt die Idee, in der Pflege eine 
gewisse Technisierung einzusetzen. Über Sinnhaftigkeit, Möglich-
keiten und Grenzen dieser Technisierung wird seit Jahren in Fach-
kreisen diskutiert. Die Arbeiterkammer fördert über ihren Digi-
talisierungsfonds Projekte, die sich mit Digitalisierungsprozessen 
– nicht nur, aber auch – im Pflegebereich auseinandersetzen. Und 
nicht zuletzt auf die COVID-19-Pandemie reagierten zahlreiche 
Branchen mit einem Digitalisierungsschub – und zwar auch der 
Pflegebereich.  Was ist nun unter diesem Begriff der „Digitali-
sierung“ zu verstehen? Schließlich wird er derzeit in der öffentli-

Von Robben
und Robotern
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chen Debatte als Zauberwort für die angebliche oder tatsächliche 
Lösung aller möglichen Probleme verwendet. Glaubt man Kurt 
Schalek, Experte für Pflegepolitik der AK Wien, dann handelt es 
sich tatsächlich um ein weites Feld: „Es geht hier um eine riesige 
Summe an Technologien, zum Beispiel Informations- oder Kom-
munikationstechnologie oder Robotik.“ Hier sei eine wesentliche 
Frage, ob es Technologien gebe, die Pflegekräften bei der Arbeit 
oder zu pflegenden Menschen zu einer größeren Autonomie ver-
helfen können. „Ein Beispiel für Letzteres ist ein Roboterarm, der 
beim Waschen hilft“, so Schalek. „Das ist vielen Leuten lieber als 
Hilfe durch eine menschliche Pflegekraft, weil die Intimsphäre ge-
wahrt bleibt.“ 

Führen nun also eine therapeutische Robbe oder ein bei der Kör-
perpflege behilflicher Roboterarm zu einer Maschine, die mittel-
fristig eine Pflegekraft komplett ersetzen könnte? Hier verneint 
Schalek kategorisch. „Es gibt diese Fantasie, dass es eine Techno-
logie gibt, die das wachsende Personalproblem in der Pflege löst. 
Es gibt dieses Bild vom Pflegeroboter, das ist von der Realität aber 
sehr weit weg.“ So sei es sehr schwierig, Maschinen selbst grund-
legendste Tätigkeiten beizubringen, die für Menschen selbstver-
ständlich seien. „Der Aufwand, bis ein Gerät lernt, mir ein Glas 
Wasser zu reichen, ist sehr groß. Das ist schon eine tolle technische 
Leistung, aber noch lange kein Pflegeroboter.“ Schalek möchte an 
dieser Stelle eine grundsätzlichere Frage aufwerfen: „Es gibt in der 
Pflege immer weniger Zeit für den Menschen. Die Zeit, die den 
Pfleger:innen gegeben ist, ist die Zeit, die es braucht, bestimmte 
Handgriffe zu tätigen. Dies und die Idee des Pflegeroboters ist ein 
tayloristischer Ansatz, der aus der Industrie kommt.“ 

Pflegearbeit 4.0

Und doch gibt es in der Wissenschaft inzwischen den Begriff der 
„Care Work 4.0“, zu Deutsch, der „Sorgearbeit 4.0“. Wobei der 
Begriff der Sorge hier weit gesteckt ist und von Kinderbetreuung 
über Kranken- bis zur Altenpflege alle pflegenden und betreuen-
den Arbeiten am Menschen einschließt. Die Wissenschafter:innen 
Nina-Sophie Fritsch, Christian Berger und Katharina Mader be-
obachten sogar eine „Transformation von bezahlter Sorgearbeit in 
Zeiten von Digitalisierung und Corona“, wie sie in einem neuen 
Policy Paper für die Arbeiterkammer im Jänner 2022 schreiben. 
Durch die COVID-19-Pandemie werde „ein Prozess vorangetrie-
ben, der rasante Digitalisierungsfortschritte mit sich bringt und fast 
alle Lebensbereiche (Familie, Beruf, Freizeit, Bildungssystem, Ge-
sundheitswesen) umfasst“. Zwar sei Digitalisierung ein Trend, der 

„Es gibt diese Fantasie, dass es eine 
Technologie gibt, die das wachsende 
Personalproblem in der Pflege löst.“

Kurt Schalek,  Experte für Pflegepolitik der AK Wien

Stefanie Wöhl von der FH-BFI in Wien: „Digitale Einkaufszettel 

und die Möglichkeit, Rezepte per E-Mail bei der Apotheke zu 

bestellen, werden von vielen Pflegekräften begrüßt.“
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„meist in der Industrieproduktion thematisiert wird“. Doch auch 
„in den mehrheitlich von Frauen ausgeübten körpernahen Dienst-
leistungen oder in den Pflegeberufen ist ein rasanter Digitalisie-
rungszuwachs durch Assistenz- und Dokumentationstechnologien 
zu beobachten“, schreiben die Autor:innen. 

Für eine genauere Erörterung dieser These treffen wir zwei der 
Autor:innen, nämlich die Soziologin Nina-Sophie Fritsch und 
Christian Berger, der als wirtschaftspolitischer Referent bei der AK 
Wien tätig ist. Corona-bedingt findet die Unterhaltung auf dem 
Dach der AK Wien statt. „Pflege ist ein wichtiges Thema für die 
Zukunft“, sagt Berger. „Wir werden alle älter werden. Bis 2030 
werden 75.000 zusätzliche Pflegekräfte gebraucht werden. Das ist 
ein großes versorgungsökonomisches Problem.“ 

Und kann der im Policy Paper beschriebene Digitalisierungszu-
wachs helfen, daran etwas zu ändern? Zunächst sei anzuerkennen, 
dass der Großteil der Pflegearbeit von Privatpersonen und somit 
unbezahlt ausgeübt werde, großteils von Frauen, erklärt Nina-So-
phie Fritsch. „Und dann muss gesagt werden, dass der Care-Sektor 
wahnsinnig arbeitsintensiv ist. Nacht- und Intensivpflege bedeutet 
Nacht-, Schicht- und Schwerarbeit. Der Begriff ‚schwere körperli-
che Arbeit‘ wird immer für männlich dominierte Arbeit verwendet, 
bei der Pflege gar nicht. Und hier lassen sich gerade die akademi-
schen Gesundheitsberufe nicht durch Automatisierung ersetzen. Es 
handelt sich hier um passgenaue Arbeit am Körper, das können 
Maschinen nicht leisten.“ Digitale Technik komme hauptsächlich 
in einer unterstützenden Funktion zum Einsatz, ergänzt Berger. „Es 
sind viele Apps im Einsatz, die von Pfleger:innen verwendet wer-
den. Oder es gibt ein Glas mit Sensoren, die messen können, ob 
ein:e Klient:in auch genügend Wasser zu sich nimmt.“ 

Auch Fritsch beschreibt an dieser Stelle einen tayloristischen An-
satz, nicht nur im Pflegebereich, sondern im gesamten Gesund-
heitswesen, der immer stärker um sich greife: „Pfleger:innen kri-
tisieren dieses System ja. Sie empfinden es als entfremdet, immer 
weniger Zeit zu haben, sich um ihre Klient:innen kümmern zu 
können. Alles wird auf ihnen abgeladen. Es gibt einen systemati-
schen Druck, der entsteht, wenn ich ein Krankenhaus so betreibe 
wie einen metallverarbeitenden Betrieb.“ 

Fritschs Kollege Christian Berger sieht hier die dringende Not-
wendigkeit einer gesamtgesellschaftlichen Veränderung, als deren 
Ergebnis die Pflegearbeit viel stärker wertgeschätzt wird als bis-
lang. Dafür brauche es unter anderem kürzere Arbeitszeiten und 
höhere Löhne für das Personal: „Die reproduktiven Kapazitäten 
der Gesellschaft müssen gestärkt werden und als Teil einer sozial-
ökologischen Infrastruktur betrachtet werden. Lebensgefährdende 
Arbeiten in der Rüstung werden hoch bezahlt, während pflegende 
Tätigkeiten, die Leben ermöglichen, niedrig bewertet werden.“ 

Pflegekräfte haben Redebedarf

Über solche und andere Fragestellungen gebe es tatsächlich unter 
Pflegekräften großen Redebedarf, erzählt die Professorin und Poli-
tikwissenschafterin Stefanie Wöhl von der Fachhochschule FH-BFI 
Wien. Unterstützt vom Digitalisierungsfonds der Arbeiterkammer 
führte sie Interviews mit Heimhilfen und Krankenpfleger:innen 
bei der Caritas Socialis durch. Dabei ging es um die Fragestellung, 
wie Apps den Pflegealltag erleichtern können und in der mobilen 
Pflege gehandhabt werden. „Die Gespräche waren wirklich sehr 
spannend“, sagt Wöhl. „Sie gingen teilweise weit über die Digi-
talisierung hinaus. So haben viele erzählt, dass es am Anfang der 
Pandemie nicht genügend Masken für das Personal gab.“ 

Weiters sei in den Interviews mit den Beschäftigten herausge-
kommen, dass der persönliche Kontakt mit Klient:innen und An-
gehörigen das Wichtigste sei. „Wir haben zum Beispiel überlegt, ob 
eine Online-Plattform für Angehörige Sinn macht. Aber da haben 
viele gesagt, dass das persönliche Gespräch wichtig sei, um Bere-

Pflegearbeit am Körper lasse sich nicht durch Automatisierung 

ersetzen, finden Nina-Sophie Fritsch und Christian Berger. Sie 

fordern eine stärkere gesellschaftliche Wertschätzung für die 

sorgenden Berufe.

Sollstand an Pflege- und Betreuungspersonen
Quelle: Gesundheits- und Sozialministerium
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chenbarkeit für die zu pflegenden Personen zu erzeugen.“ Ein gro-
ßer Wunsch bestehe jedoch nach Arbeitserleichterungen, die teil-
weise mit der Pandemie zum Durchbruch gelangt seien. „Rezepte 
konnten jetzt online zur Apotheke geschickt werden“, sagt Wöhl. 
„Das war eine große Erleichterung, und es besteht die Hoffnung 
unter den Beschäftigten, dass das erhalten bleibt. Auch ein digitaler 
Einkaufszettel, den Klient:innen direkt an das Handy der Heimhel-
fer:innen schicken, wäre eine Erleichterung.“ 

Doch auch Probleme mit neuen digitalen Arbeitsweisen kamen 
zur Sprache. „Es ist schwieriger, eine Pflegedokumentation am 
Diensthandy zu machen. Die haben ein sehr schmales Display, es 
ist nicht einfach zu tippen.“ Und welche Wünsche werden von den 
Kolleg:innen geäußert? „Viele Beschäftigte wollen digitalen Zugriff 
auf die Dienstpläne der Kolleg:innen haben, um sich untereinander 
besser absprechen zu können.“ 

Zoom ohne Ansteckung

Sehr konkret befasst mit Digitalisierungsprozessen im Arbeitsalltag 
ist Anette Jelen-Csokay, Chief Digitalisation Officer im Haus der 
Barmherzigkeit, den Altenpflegeheimen in Wien, mit 2.000 Mit-
arbeiter:innen. „Ein springender Punkt bei der Umsetzung erfolg-
reicher Digitalisierungsmaßnahmen ist das Budget“, sagt sie. „Es 
gibt viele tolle Ideen, aber sie müssen auch finanziert werden. Der 
Pflegenotstand übersetzt sich auch in die zur Verfügung stehende 
Infrastruktur.“ 

Mit der Pandemie habe sich bei dieser Infrastruktur viel geändert. 
„Wir haben in kürzester Zeit auf Homeoffice umgestellt, wo es 
möglich war. Wir mussten Videokonferenzen ermöglichen. Die 
werden von den Stationsleitungen sehr geschätzt. Sie wollen ihre 
Meetings nur mehr über Teams machen, weil es weniger Anste-
ckungsgefahr bedeutet.“ Dies sei eine sehr spannende Erfahrung 
gewesen. „Man hat immer gesagt, das wird in der Pflege nie funk-
tionieren. Jetzt gibt es aber eine große Offenheit.“ 

Abseits von Corona war das größte Projekt der vergangenen 
Monate die Erstellung einer digitalen E-Learning-Plattform für 
die Mitarbeiter:innen. „Das wurde auf der Basis einer 60-seitigen 
analogen Mappe erstellt. Die haben neue Kolleg:innen vorher zu 
Beginn ihres Dienstverhältnisses in die Hand gedrückt bekommen. 
Ich habe keine Ahnung, wer das überhaupt gelesen hat.“ Nun gebe 
es ein Online-Angebot mit kurzen Videos, die bei Bedarf ange-
schaut werden können. „Es müssen kurze Videos sein, da die Kol-
leg:innen nicht die Möglichkeit haben, sich zurückzuziehen. Und 
sie können immer wieder angeschaut und abgefragt werden.“ 

Dieses neue digitale Onboarding-Programm soll nicht nur 
im Haus der Barmherzigkeit, sondern in allen Einrichtungen des 
Dachverbandes Wiener Sozialeinrichtungen zum Einsatz kommen. 
Für Jörg Schörgmayer, dem Zuständigen für Betriebswirtschaft 
und Digitalisierung im Dachverband ist dies erst der Beginn eines 
viel umfassenderen Transformationsprozesses. „Es gibt eine tiefge-
hende Änderung der Gesellschaft. Auch Dienstleistungen werden 
dem Wandel unterzogen. Und da bin ich als Verband gerne bei den 

Jörg Schörgmayer vom Dachverband Wiener Sozialeinrichtungen 

erwartet einen technologischen Wandel in der Gesellschaft: „Den 

gilt es als Dachverband aktiv zu gestalten.“ 

„COVID hat viele Arbeitsabläufe verändert“, so Chief Digitalisa-

tion Officer Anette Jelen-Csokay. „Online-Meetings sind jetzt viel 

etablierter als früher, auch um Ansteckungen zu vermeiden.“
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Welche ethischen Aspekte sind zu beachten?
Mit der fortschreitenden technologischen Entwick-

lung wird mehr möglich, um pflegebedürftigen Men-

schen Hilfestellungen in ihrem Alltagsleben zu geben. 

So können Sensoren messen, ob eine Person genug 

trinkt, ob sie gerade aus dem Bett aufgestanden oder 

ob die Inkontinenzhose vollgelaufen ist. Dies ermög-

licht Pfleger:innen, flexibel zu helfen und gegebenen-

falls einzugreifen. Allerdings handelt es sich hier auch 

um den Einsatz von Überwachungstechnologien im 

Pflegebereich. Überwachung ist jedoch eine freiheits-

beschränkende Maßnahme. Eine gesellschaftliche De-

batte darüber, wann und in welchem Ausmaß solche 

Überwachung legitim ist, steht noch aus.

Hat die Digitalisierung in der Pflege eine Geschlechter-
dimension?
Ja. Denn Pflegeberufe werden überwiegend von Frau-

en ausgeübt. Sie gelten als dienende, traditionell weib-

lich gelesene Tätigkeiten am Menschen, die traditionell 

niedrig entlohnt werden. Dies steht im Gegensatz zu tra-

ditionell besser entlohnten Fachkräften in der Industrie, 

mehrheitlich Männer. Die Digitalisierung bringt größe-

res technisches Know-how in die Pflegeberufe, was sich 

in höheren Löhnen widerspiegeln sollte. Gleichzeitig 

besteht aber die Gefahr, dass der „Wert“ der Pflege nur 

an den männlich besetzten Technologien, nicht aber an 

der Pflegearbeit an sich bemessen wird. Geschlechter-

rollen würden so reproduziert.

Ermöglicht Digitalisierung mehr Flexibilität?
Neue Technologien können eine passgenauere Pflege 

ermöglichen. Allerdings hat die COVID-Krise den Per-

sonalmangel im Pflegebereich schmerzhaft aufgezeigt. 

Die Bevölkerung wird älter. Es braucht schon jetzt mehr 

Personal, um das bestehende Pflegeniveau zu halten. 

Eine individueller gestaltete Pflege bräuchte entspre-

chend noch mehr Personal. Und dafür müsste der Staat 

Geld in die Hand nehmen. 

technologischen Entwicklungen im Driving Seat, bevor ein Kon-
zern wie Amazon es macht.“

Das digitale Onboarding-Programm ist für Schörgmayer ein 
gutes Beispiel dafür, wie digitale Technik den Arbeitsalltag ver-
bessern kann. „Zum Beispiel ist ja gerade die mobile Pflege sehr 
herausfordernd. Sie benötigt eine große Eigenständigkeit der Kol-
leg:innen. Sie fahren zu den Klient:innen und erleben dort immer 
wieder neue Situationen, ohne Back-up wie im stationären Bereich. 
Da kann die Onboarding-App vom ersten Arbeitstag helfen, Fra-
gen zu beantworten, zum Beispiel dazu, wie ich mit schwierigen 
Klient:innen umgehe.“ Dieses Tool sei nicht nur für die großen 
Akteure im Pflegebereich, wie zum Beispiel die Caritas, sinnvoll. 
„Es kann auch kleinen Organisationen bei der Ausbildung von eh-
renamtlichen Helfer:innen unterstützen.“ 

Insgesamt befürwortet Schörgmayer eine größere Rolle für di-
gitale Apps im Pflegebereich. „In Deutschland sehen wir immer 
mehr den Trend, digitale Leistungen als Gesundheitsleistungen an-
zuerkennen“, sagt er. „Dort gibt es die App auf Rezept, etwa wenn 
mir eine bestimmte App bei der Burnout-Prävention helfen soll. In 
Österreich bieten die Gesundheitskassen das leider noch nicht an.“ 

Auch eine Flexibilisierung der Pflegearbeit werde durch die Digita-
lisierung möglich, meint Schörgmayer. „Zum Beispiel, wenn eine 
Klientin noch den ‚Tatort‘ schauen möchte. Dann könnte sie ihrer 
Pflegekraft über eine App eine Nachricht schicken, dass sie erst nach 
21.45 Uhr kommen soll.“ Aber bräuchte es dann nicht viel mehr 
Personal, um eine solche Flexibilisierung abzudecken? „Das muss 
sich zeigen“, meint Schörgmayer. „Insgesamt brauchen wir eine Dis-
kussion darüber, wie viel uns die Pflege und deren Modernisierung 
als Gesellschaft wert ist und wie viel wir dafür zahlen wollen.“  w

Stefan Tacha von der Strategieentwicklung beim Dachverband der 

Wiener Sozialeinrichtungen: „Technik ist ein sozialer, von Menschen 

erschaffener Prozess. Er wird von Menschen immer neu gestaltet.“



Von der Geburt über die Kinderbildung und -betreuung, die ambulante, mobile oder stationäre 

Pflege und Betreuung beeinträchtigter, kranker oder älterer Personen bis zur Palliativbegleitung: 

Die Baustellen professioneller, institutioneller Care-Arbeit ziehen sich über alle Lebensphasen, in 

denen die Gesellschaft diese benötigt. Die Versäumnisse der Politik werden in diesen Bereichen 

immer deutlicher. Schlechte Rahmenbedingungen und unzureichende Personalausstattung führen 

dazu, dass immer weniger Personen in diesen Bereichen arbeiten möchten und können. 

Pflegekräfte sind in allen Bereichen höher belastet als andere Berufsgruppen. Der enorme Ar-

beitsdruck wirkt sich auch auf den Gesundheitszustand aus. Mehr als andere Berufsgruppen kla-

gen Beschäftigte in Care-Berufen über psychische und physische Erschöpfung. Angst- und De-

pressionssymptome bei Gesundheits- und Sozialbetreuungsberufen steigen. Über drei Viertel der 

Befragten zeigen zumindest eine geringe Belastung im Bereich Depression, und fast die Hälfte hat 

Angstsymptome. Unter den derzeitigen Rahmenbedingungen wird es immer schwieriger, Men-

schen für Care-Berufe zu begeistern bzw. im Beruf zu halten. 2021 haben – auch unter dem Einfluss 

der COVID-Arbeitsbedingungen – 13 Prozent der Pflegekräfte täglich daran gedacht, ihren Beruf zu 

verlassen. Nur vier von zehn Pflegekräften und zwei Drittel der Beschäftigten in der institutionellen 

Kinderbildung und -betreuung können sich derzeit vorstellen, ihren Beruf bis zur Pension auszu-

üben. Für den Gesundheitsbereich wurde im Dezember beim Gesundheitsministerium eine Gefähr-

dungsanzeige eingebracht, um auf die Situation hinzuweisen. Ein Systemversagen droht.

Es sind dringend Verbesserungen der Rahmenbedingungen und der Entlohnung notwendig, um 

zukünftig wieder mehr Personen für diesen Bereich gewinnen zu können. Die derzeit schleppend 

laufende Pflegereform auf Bundesebene muss endlich an Tempo gewinnen. Der gerade entstehen-

de Ausbildungsfonds für Pflegeberufe ist ein erster wichtiger Schritt, wird aber nicht ausreichen, 

um den aktuellen Pflegepersonalbedarf zu decken. Bund und Länder sind gefordert, rasche Refor-

men auf den Weg zu bringen. Denn die Verbesserung der Care-Situation in allen Lebensbereichen 

ist eine zentrale Aufgabe des Sozialstaates.

So bekommen Sie alle aktuellen Beiträge direkt in Ihr Postfach:

A&W-Blog abonnieren unter awblog.at/blog-abo

Von der Wiege bis zur Bahre – Personal als Mangelware?
Zusammengefasst von Anja Melzer

BLOG

Heidemarie Staflinger, Referentin in der Abteilung Wirtschafts-,  

Sozial- und Gesellschaftspolitik der AK Oberösterreich

Sophie Hötzinger, Referentin in der Abteilung Wirtschafts-, 

Sozial- und Gesellschaftspolitik der AK Oberösterreich
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Arbeit&Wirtschaft: In einer Umfrage der 
Ärztekammer Wien vom April 2021 heißt 
es, dass von den insgesamt 8.200 Wiener 
Ärzt:innen mehr als 1.000 vor dem Burn-
out stehen, mehr als die Hälfte dachte 
bereits über psychotherapeutische Be-
handlung nach, 1.500 überlegen eine 
Kündigung. Überrascht dich das Ergebnis 
dieser Studie?
Frédéric Tömböl: Ich glaube, dass die Pan-
demie derzeit in vielen Menschen unter-
schiedlichster Branchen zu einer Reflexion 
über die eigene Berufswahl führt. Aber im 
Gesundheitsbereich kommen besondere 
Belastungen dazu. Ich habe in den ver-
gangenen sechs Tagen 83 Stunden klinisch 
gearbeitet, das ist ... verrückt. Aber es ist 
gesetzlich möglich. Da prallen extreme 
Arbeitszeiten auf ein auch körperlich for-
derndes Arbeitsfeld. Zum Beispiel sind 
viele der COVID-Patient:innen stark über-
gewichtig. Die muss man lagern, auf den 
Bauch drehen, auf den Rücken drehen. 
Dazu kommt die zweite Komponente, die 
„emotional labour“. In Wahrheit bist du 
immer von Leid, Sterben und Ausnahme-
situationen umgeben. Die ganze Zeit. 

Aber wenn 1.000 von 8.200 Ärzt:innen 
vor dem Burnout stehen, ist das ein Alarm-
signal. Dann sollten wir etwas dagegen tun. 
Die Umfrage ist ja nicht erst gestern rausge-
kommen, sondern vor rund zehn Monaten, 

INTERVIEW JOHANNES GRESS

Trotzdem
Menschen
1.500 der 8.200 Wiener Ärzt:innen denken über eine Kündigung nach. 
Der Wiener Intensivmediziner Frédéric Tömböl ortet ein „Systemversagen“.
Die eigenen Privilegien sind dabei oftmals hinderlich. 

und im Moment haben wir noch wenig da-
gegen getan. In der Ärztekammer haben wir 
das PHP-Programm eingeführt – Physicians 
Help Physicians –, wo sich Kolleginnen und 
Kollegen kostenfrei und anonym psychothe-
rapeutische Unterstützung suchen können.

Was hat sich für Patientinnen und Patien-
ten geändert?
Was mir am meisten wehtut, ist das Antele-
fonieren der Angehörigen, wenn ein Patient 
verstirbt. Manche Intensivstationen haben 
jetzt ein Tablet bekommen, damit man zu-
mindest per Video kommunizieren kann, 
aber das ersetzt die menschliche Berührung 
nicht. Derzeit ist es so: Nur wenn du län-
ger als eine Woche stationär aufgenommen 
bist, akut stirbst oder ein Kind bist, darfst 
du überhaupt Besuch empfangen. Auf der 
Intensivstation darf eine Person einmal pro 
Woche kommen. Das ist schrecklich. 

Oder stell dir vor, du wirst in den un-
fallchirurgischen Schockraum eingeliefert, 
bist schwer verletzt – und dann stehen um 
dich herum fünf Leute in Vollschutzmon-
tur und Gasmaske. Das ist eine ohnehin 
schon unangenehme Situation, und dann 
kann kaum noch jemand emotional sta-
bilisieren. Es ist am Ende nur noch „kör-
perliche Arbeit“, es fehlt die menschliche 
Komponente. Die haben wir verloren in 
den vergangenen zwei Jahren. 

Gesamtgesellschaftlich ist der Beruf des 
Arztes beziehungsweise der Ärztin hoch 
angesehen, ein Beruf mit Prestige, der vor 
allem gegenüber anderen Gesundheitsbe-
rufen eine privilegierte Position einnimmt. 
Wird euch dieser gesellschaftliche Status 
derzeit zum Verhängnis? 
Diese übersteigerte Hoffnung in Form 
von Sätzen wie „Der Arzt oder die Ärztin 
wird’s schon richten“ ist ein Produkt der 
gesellschaftlichen Entwicklung der letzten 
Jahrzehnte. Alle wollen den Shortcut zum 
Erfolg. Alle wollen die eine Pille, die ge-
sund macht, das Medikament, das COVID 
besiegt. Alle wollen die eine Maßnahme, 
die die Pandemie beendet. Alle wollen den 
Arzt, der sagt: „Mach das und das, und al-
les wird gut.“ Das war immer und ist auch 
jetzt ein unrealistisches Versprechen. Diese 
übersteigerte Selbst- und Fremdwahrneh-
mung führt dazu, dass Hoffnungen in uns 
projiziert werden, die unerfüllbar sind. Be-
antwortet werden sie damit, dass eben noch 
mehr gearbeitet wird, noch mehr so getan 
wird, als könnten wir all das erfüllen. 

Kannst du ein Beispiel geben?
Es ist klar, dass sich jeder – wirklich jeder – 
beim Après-Ski mit COVID infiziert. Aber 
man denkt sich: „Kein Problem, das AKH 
wird’s schon richten.“ Wenn du ein Lungen-
ersatzverfahren brauchst, dann machen wir 

IM GESPRÄCH
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das halt einfach. Und wenn du eine Leber 
brauchst, bekommst du noch eine Leber … 
und eine Niere und so weiter ... Das ist mei-
ner Meinung nach eine der Facetten, warum 
dieses Pandemie-Management so schwie-
rig ist für die Regierung. Die Impfpflicht 
ist ein sehr schönes Beispiel. Die Prämisse 
davon ist: Wir haben euch jetzt dreimal im 
Guten darum gebeten, aber jetzt haben wir 
lang genug geredet, jetzt ist es verpflichtend, 
mit Strafe. Die Regierung versucht eine sehr 
einfache Antwort auf sehr schwierige Fragen 
zu geben. Also: Ja, natürlich wird uns das 
auch zum Verhängnis, wenn man so tut, als 
könnten wir alles lösen. 

Wird euch dieser privilegierte Status auch 
insofern zum Verhängnis, als damit sug-
geriert wird, in dieser Berufsgruppe wer-
den die Arbeitsbedingungen so schlimm 
schon nicht sein?
Ich denke, dass man damit sehr viele tem-
poräre Schlechterstellungen entschuldigt. 
Man sagt dann: Die sollen sich nicht be-
schweren, die verdienen eh so viel Geld. Das 
ist im Vergleich zu anderen Gesundheitsbe-
rufen, die weniger verdienen, durchaus ein 
reales Spannungsfeld. Aber was ich derzeit 
von Politiker:innen höre, dieser Mythos des 
Übermenschlichen, das hier geleistet wird 
– das stimmt nicht! Es ist Menschliches am 
Rande des Abgrunds. 1.000 Leute haben 
vor zehn Monaten bereits gesagt, sie sehen 
sich stark Burnout-gefährdet. Da hilft es 
wenig, dass man das zum Heldentum sti-
lisiert. Da muss man sagen, das sind Men-
schen wie alle anderen, und wir behandeln 
sie jetzt auch wie Menschen. 

Laut deinem Twitter-Profil bist du „ge-
sellschaftlich engagierter Arzt“ – was be-
deutet das in so einem Fall?
Dass wir genau solche Gespräche hier füh-
ren. Ich verstehe das: Es ist für viele System-
verantwortliche unangenehm zu hören, dass 
das System einen Scheiß drauf gibt, wie’s 
den Menschen geht, die darin arbeiten. Ich 
sehe vieles von meinem täglichen Tun als 
politisch an. Ich finde, wir sollten alle ge-
meinsam die Angst davor verlieren, System-
kritik zu üben – aber immer lösungsorien-
tiert. Ein Interview wie dieses zählt daher 
für mich als gesellschaftliches Engagement. 

Kann Corona auch eine Chance sein?
Am Anfang hätte ich das eher bejaht. Mitt-
lerweile sehe ich, es geht einfach weiter wie 
immer. Geändert hat sich wenig. Es hätte 
eine Chance sein können. Seit zwei Jahren 
hören wir, dass die Probleme, die immer 
schon da waren, durch die Pandemie wie im 
Brennglas sichtbar wurden. An den Zustän-
den, auf die das Brennglas angeblich gerich-
tet ist, hat sich meinem Dafürhalten nach 
wenig verändert. Ich hoffe, dass es irgend-
wann eine Art strukturierte Nachbespre-
chung geben wird, um zu erörtern, was den 
Systemen geholfen hätte, krisenresistenter 
zu sein. Denn es wird nicht die letzte Krise 
sein, die auf uns zukommt.  w

Frédéric Tömböl, geb. 

1990, ist Assistenzarzt 

für Anästhesiologie 

und Intensivmedizin 

am  Wiener AKH und 

Betriebsrat der

Medizinischen Universität 

Wien. Er ist Sprecher der 

Ärzt:innen in Ausbildung des 

AKH Wien und gewählter Man-

datar der Vollversammlung der 

Ärztekammer für Wien.

„Ich finde, wir sollten alle gemeinsam die Angst 
davor verlieren, Systemkritik zu üben – 

aber immer lösungsorientiert.“

Frédéric Tömböl, Intensivmediziner und Betriebsrat

& PODCAST
Das ausführliche Interview als Podcast 
finden Sie unter
www.arbeit-wirtschaft.at/podcast
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TEXT EVA REISINGER

Geht nicht,  
gibt’s nicht!
Im Burgenland versucht der Samariterbund Pflege neu zu denken und 
gewinnt damit Preise. Das Haus hat nichts mehr mit dem Klischee
eines Altenheims gemein. Ein Besuch vor Ort.

REPORTAGE
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Die Corona-Tests auf dem Tisch beim Eingang erinnern mit 
ihrer Form an Fischstäbchen. Wer die moderne Glastür 
des Zentrums passieren will, muss einen PCR-Test vor-

legen und geimpft sein. Zusätzlich wird manchmal mit Stäbchen 
getestet. In den blauen Mappen werden die Besucher:innen ver-
zeichnet. Es dürfen keine Fehler passieren. Viel zu oft waren Pflege-
heime während der Pandemie in den Medien. 

Pandemie: Feind des Konzeptes

Im südlichen Burgenland findet sich ein Ort namens Großpe-
tersdorf. Etwa 3.500 Menschen leben entlang einer Straße. Wo 
sich heute das Pflegekompetenzzentrum erstreckt, war früher der 
Schandfleck des Dorfes. Eine „Gstetten“, mehr sei da nicht gewe-
sen. Seit 2016 wurde eines von acht Pflegekompetenzzentren im 
Bundesland erbaut, weitere sind in Planung. Die Warteliste ist voll, 
jeden Tag läutet das Telefon der Wohnbereichsleitung. Angehörige 
wollen wissen, ob ein Platz frei geworden sei. Das Gebäude soll bloß 
nicht an ein Altenheim erinnern oder an die Klischees, die man da-
mit verknüpft. Biegt man beim Eingang links ab, gelangt man zum 
„Dorfplatz“. Dort steht ein Sesselkreis, der durch die Fensterfron-
ten erleuchtet wird. Dann läuft man an der leeren Cafeteria vorbei. 
Weiter vorbei an einer Kapelle, die gleichzeitig das Kino ist, und 
dem Erlebnisbad. In Letzterem ziehen sich aktuell die Pflegenden 
der Gruppe Kirschbaum um. 

Eigentlich möchte man hier im Haus alles offen haben. Möglichst 
viele Menschen von draußen reinholen, die Wohngruppen mit dem 
Haus vermischen und Spaß zusammen haben. Von Nikolaus, über 
Weihnachtsfeier, Heurigenabend und Konzert bis Kindergartenbe-
such. „Unsere Cocktailpartys sind legendär!“, sagt die operative Leite-
rin Christine Ecker. Normalerweise würde man bald den „Rosenball“ 
feiern. Stattdessen müssen die Wohngruppen streng untereinander 
bleiben. Besuchende dürfen nur getestet herein und spontan geht gar 
nichts mehr. Die Pandemie ist der größte Feind ihres Konzepts.

Lösungen fürs Alter

Ein Blick auf die Zahlen zeigt, dass die Bevölkerung immer älter 
wird. Bis 2050 soll die Anzahl der Menschen über 65 Jahren in Ös-
terreich schon 2,64 Millionen betragen. Zum Vergleich: 2016 waren 
rund 1,62 Millionen Menschen 65 Jahre und älter. In der Vergan-
genheit kämpften die Pflegeheime aber nicht mit einem Ansturm, 
sondern vor allem mit Missbrauchsfällen. Der Journalist Victor 
Castanet beschreibt in seinem neuen Buch „Die Totengräber“ Dut-

zende Vorkommnisse in einem der angesehensten Pflegeheime in 
Paris. Auch in Österreich kamen immer wieder Skandale ans Licht. 
Erst im vergangenen Jahr wurden alle beschuldigten Pflegenden im 
Heim im niederösterreichischen Kirchstetten schuldig gesprochen. 
Sie sollen Bewohner:innen missbraucht, vernachlässigt, gequält und 
sich darüber in einer Whatsapp-Gruppe ausgetauscht haben. 

Während Konzepte wie die 24-Stunden-Hilfe weiter ansteigen, 
zeigte sich spätestens durch die Pandemie, dass es dringend neue 
Ideen braucht, wie Altern in Würde aussehen kann. Der Samari-
terbund wurde für seine Pflegekompetenzzentren im Burgenland 
kürzlich mit fünf Sternen ausgezeichnet. Eine unabhängige Zer-
tifizierungsstelle lobte ihre Professionalität, Menschlichkeit und 
das Managementsystem. Eines der Häuser liegt in Großpetersdorf. 
Aktuell finden 70 Langzeitpflegefälle im Zentrum Platz. In einer 
Gruppe leben auch Menschen mit Behinderungen. Während der 
Pandemie sei der Bedarf gestiegen. Viele Frauen hätten zu Beginn 
noch die Betreuung übernommen und sich um die älteren Men-
schen gekümmert. Nach einem Jahr intensiver Betreuung sei vie-
len klar geworden, dass es so nicht weitergehen könne, erklärt die 
Leiterin. Neben dem Heim säumen 16 Wohnungen das Zentrum. 
Dort soll so eigenständig wie nur irgendwie möglich gelebt werden. 

So ergeben sich flexible Lösungen – wie für das Ehepaar Herbert 
und Edeltraud. Er bedarf Pflege und lebt im Heim, sie lebt eigen-

Maria Eresheim, für die Pflegedienstleitung zuständig, ist seit 40 

Jahren dabei. Einfach sei es nie gewesen, aber es würde an ihnen 

liegen, die Standards zu verändern.
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Bewohnerin Irene 

zeigt dem Wohn-

bereichsleiter 

Christoph Sztubics 

Fotos von ihrer 

Familie. 

ständig in der Wohnung nebenan. Zu Mittag kommt sie vorbei, 
hilft beim Aufdecken und der Essensausteilung. Danach schiebt sie 
ihren Mann für den Kaffee über den Weg in ihre Wohnung.

Individualität als Credo 

Im Haus sollen die Menschen möglichst so weiterleben, wie sie es 
zuvor getan haben. Alles, was der medizinische Rahmen erlaubt, 
soll gemacht werden. Wer morgens nicht aufstehen will, muss das 
nicht. Wer nachmittags ein Gläschen Weißwein trinken will, darf 
das. Wer lieber Karten spielt, als spazieren zu gehen, macht das. 
Wer lieber allein ist, zieht sich zurück. „Manche wollen Ramba-
zamba, andere lieber Ruhe.“ Gerade für die Angehörigen sei das 
manchmal schwer zu akzeptieren. Ecker erzählt von den Kindern 
eines Bewohners, die sie anriefen und empört berichteten, ihr Vater 
habe Alkohol getrunken. Ecker lachte und habe geantwortet: „Ja 
hoffentlich, er war beim Heurigen.“ Nur weil man in Pflege sei, 
dürfe das Leben nicht vorbei sein. Dieses denkbar einfache Credo 
scheint hier den entscheidenden Unterschied zu machen. 

Während der Corona-Pandemie blieb der Spaß leider oft auf der 
Strecke. Das Kino ist auch donnerstags leer. Keine „Sissi“ und keine 
Heinz-Rühmann-Filme mehr. Das Haus schloss seine Türen, be-
vor das Land in den ersten Lockdown ging. Ecker und ihre Kol-

leg:innen hatten „so ein Gefühl“, wie sie es nennen. Bisher blieb 
das Heim von Clustern verschont. Seit der Pandemie habe man 
den Fokus noch mehr auf Beschäftigung im Haus gelegt, aber auch 
darauf, dass der Kontakt mit den Familien ständig aufrechterhalten 
blieb. Das gelang vor allem durch Tablets. Ansonsten bleiben Be-
wohner:innen und Pflegende streng in ihren Wohngruppen. 

Für Sylvia Kremsner ist es besonders schwer, ihren Job zu ma-
chen. Sie ist hauptberuflich für die Animation im Haus zuständig. 
Ja, sie wisse, das klinge lustig, nach All-inclusive-Urlaub und so. 
Sie ist ausgebildete Berufs- und Sozialpädagogin und kommt aus 
der Pflege. Seit einer Zusatzausbildung trägt sie den Titel für die 
Senior:innen-Animation. Aktuell muss sie wegen der vielen Kran-
kenstände in der Pflege einspringen, erzählt sie. 

Vor der Pandemie achtete sie darauf, die Menschen möglichst 
rauszubringen und Ausflüge zu machen. Zum Heurigen, Früh-
schoppen und zum Dorffest. Jetzt müsse alles in der Gruppe statt-
finden. Musik ist ihre Geheimwaffe. So steht Kremsner jeden Tag 
am Keyboard und trällert die alten Hadern. Es müssen Lieder sein, 
welche die Bewohner:innen von früher kennen, sagt sie. So was wie 
Das Wandern ist des Müllers Lust oder Die schöne Burgenländerin. 
Manchmal würden demente Bewohner:innen, die eigentlich nicht 
mehr sprechen, aus dem nichts zu singen beginnen, erzählt sie. 

In ihrer Ausbildung habe sie viel über das Basteln gelernt. „Die 
Menschen wollen aber nicht basteln. Sie haben ihr Leben lang gear-
beitet und warum sollten sie plötzlich Osterhasen basteln wollen?“ 
So überlegt sich Kremsner immer Neues – wie etwa das „Federn-
Schleißen“. Früher machte man das für die sogenannte Mitgift der 
Frau. Dazu werden die Federn vom Kiel getrennt. Die harte Arbeit 
dauert Stunden und begeistert die Bewohner:innen, weil es sie an 
früher erinnert. Kremsner singt und tanzt mit einer Puppe in der 
Hand neben dem mobilen Bett von Maria*. Sie ist 72 Jahre alt und 
war eine der Ersten, die hier eingezogen sind, erzählt sie stolz. Das 

„Manche wollen Rambazamba, 
andere lieber Ruhe.“

Christine Ecker, operative Leiterin 
Pflegekompetenzzentrum Großpetersdorf
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Bett steht im Wohnzimmer, da ihr Kreislauf nicht mehr mitspielt. 
Maria berichtet von Schicksalsschlägen und ihrem amputierten 
Bein. Ihr gefalle es besonders, wenn Kremsner da sei. Diese nennt 
sie „Lady Mary“ und drückt dabei fest ihre Hand. 

Die Möbel im Wohnzimmer sind grün. An den Wänden hän-
gen die Hochzeitsfotos der Bewohner:innen. Auf dem Tisch steht 
Frittatensuppe. Irene* unterbricht das Mittagessen, um ihr Zimmer 
zu zeigen. Bunte Blumen stehen auf dem Tisch. Die habe ihr Sohn 
zum Valentinstag gebracht. Zweimal die Woche kämen ihre Söhne 
vorbei, erzählt sie. Ihre Gesichter lachen von den Fotos hinter dem 
Bett herunter. Nach einem schweren Schlaganfall konnte Irene erst 
mal gar nichts mehr. Ihre gesamte linke Seite war über vier Monate 
gelähmt. Heute kann sie sich mit ihrem Wagerl durch das Haus 
bewegen. Hier funktioniere das gut, weil alles auf einer Ebene sei. 
Irene löst gerne Sudokus und Kreuzworträtsel. Wie zum Beweis 
liegt die Zeitung aufgeschlagen am Tisch. Alles ist längst ausgefüllt. 

Das Licht hinter der Glasscheibe mit gefrorenen Hagebutten an 
der Decke lässt sich umfärben, „zur Beruhigung“, sagt der Betreuer. 
Am besten gefalle ihr aber nicht die Ruhe, sondern dass immer 
etwas los sei. Zumindest war das vor Corona so. Einmal die Woche 
standen viele Minischuhe beim Eingang, und die Kinder aus der 
örtlichen Krippe rannten durch die Wohngruppen. Wie ein hef-
tiger Windstoß brachten sie alles durcheinander. Jetzt müssen sie 
vor der gläsernen Tür bleiben und singen die Lieder im Freien. Die 
Menschen winken ihnen von drinnen zu. 

Essenziell für die Zufriedenheit im Haus ist auch das Essen. 
Vor der Pandemie habe er klar mitbekommen, ob seine Gerich-
te zufriedenstellen oder nicht, erzählt der Koch René Ganauf. Bei 
Veranstaltungen und Feiern sei er in den Austausch mit den Be-
wohner:innen gekommen, sagt er und zeigt nach oben. Die Kü-
che befindet sich im Untergeschoss, und er darf nicht mehr rauf. 
Ganauf geht auf die Wünsche der Menschen im Haus ein. Wenn 
jemand palliativ betreut wird, fragt er nach, was er oder sie noch 
essen möchte oder könne. „Einmal im Jahr teilen wir Zettel aus, 
und die Bewohner können ihre Wünsche draufschreiben, und dann 
machen wir eine Wünsch-dir-was-Woche.“ Am beliebtesten seien 
immer Backhendl, Schnitzel und Krautstrudel. „Mir ist es wichtig, 
dass es den Menschen schmeckt. Ich kann hier keine Bowl oder 
etwas Veganes auftischen. Mit so etwas Modernem würde ich mich 
nicht beliebt machen.“

Abgeschaut haben sich Ecker und ihr Team vieles aus den USA. 
Dort gebe es sogenannte Magnet Hospitals. Diese würden beson-
dere Leistungen für die Mitarbeiter:innen bieten und so das beste 
Personal anziehen. „Wir versuchen den Fokus in Sachen Indivi-
dualität nicht nur auf die Bewohner:innen, sondern auch auf die 
Mitarbeiter:innen zu legen“, sagt Ecker. Dazu gibt es regelmäßige 
Orientierungsgespräche mit Fragen wie: Wo siehst du deine Stär-
ken? Wo möchtest du dich hinentwickeln? Welches Ziel setzt du 
dir für das nächste Jahr? Die Ziele müssen die Pflegenden selbst 

formulieren und sind breit gestreut: vom Wunsch, die eigenen Pu-
del-Hündinnen mehr in die Arbeit zu integrieren, einen Kosmetik-
abend für die Damen im Haus zu veranstalten oder noch einmal 
zu studieren. 

Neue Standards

Maria Eresheim ist für die Pflegedienstleitung zuständig. Sie be-
tont, dass es im Dienstleistungssektor doch immer so sei, dass gute 
Arbeit nur möglich sei, wenn die Mitarbeiter:innen zufrieden im 
Job seien. Was Eresheim gar nicht aushält, ist das Gejammer in der 
Branche. Sie ist seit 40 Jahren dabei, einfach war es nie, aber es wür-
de an ihnen liegen, die Standards zu verändern. „Ich bin sehr hell-
hörig bei unseren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, wenn etwas 
für sie nicht passt. Wir suchen dann zusammen nach Lösungen.“ 
In der Vergangenheit hieß es in der Pflege dann oft, man könne es 
eh nicht anders machen. Eresheim sagt: „Wir fliegen auf den Mond 
und auf den Mars, dann schaffen wir auch das.“ Ecker nickt und 
unterbricht: „Unser Credo ist: Geht nicht, gibt’s nicht!“

Das Heim bekomme viele Initiativbewerbungen und habe aktuell 
den Luxus, sich die Bewerber:innen aussuchen zu können. Der gute 
Ruf spreche sich bei den Praktikant:innen herum. Es brauche gute, 
starke Menschen in der Pflege, die den jungen Menschen viel Wissen 
weitergeben, „die Entscheidungen treffen, nicht weil es schon immer 
so war, sondern weil sie es wissenschaftlich begründen“, so Eresheim. 
Sie glaubt an die kommenden Generationen und dass diese zukünfti-
gen Mitarbeiter:innen stolz auf ihren Beruf in der Pflege sein können. 

Statt dem legendären „Rosenball“ hofft man nun auf den Som-
mer. Mit einem Sommernachtsfest will man all das Versäumte nach-
holen und wünscht sich eine skandalöse Nacht – im besten Sinne.  w 

„Wir versuchen den Fokus in Sachen Individualität nicht nur auf 

die Bewohner:innen, sondern auch auf die Mitarbeiter:innen zu 

legen“, sagt die operative Leiterin Christine Ecker.
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Dauerthema
faire Pflege

TEXT BRIGITTE PELLAR

Das war in einer Gewerkschaftszeitung vor mehr als hundert Jahren, kurz vor dem 
Ersten Weltkrieg, zu lesen: „Die Geduld der Pflegerinnen ist zwar eine große, 
sie kann beim besten Willen nicht so groß sein, dass sie in ihrer gegenwärtigen 

Lage die Hände in den Schoß legen und ruhig zusehen könnten, wie sich ihre Verhältnisse 
immer mehr verschlimmern.“ Ein etwas weniger altmodischer Text, und trotz aller Fort-
schritte seit 1910 könnte es sich um eine Reportage aus dem Jahr 2022 handeln.  

Zum Zeitpunkt dieser Reportage war der Pflegeberuf selbst im kaiserlichen Österreich 
mit seinem großen Nachholbedarf gegenüber den westlichen Staaten schon als ehrenwerte 
Beschäftigung für Frauen anerkannt, wenige Jahrzehnte früher hatte es noch ganz anders 
ausgesehen. Pfleger:innen galten als ungebildet und Alkoholiker:innen, die zu keiner ande-
ren Beschäftigung taugten, man nannte sie „Wärter:innen“. Dass sich viele angesichts der 
schlechten Ausbildung, der unzumutbaren Arbeitsbedingungen und eines Lohns unter der 
Armutsgrenze in den Alkohol flüchteten, wäre 
auch nicht verwunderlich gewesen. 

Erst 1913 nahm eine öffentliche Krankenpfle-
geschule am Wiener Allgemeinen Krankenhaus 
ihre Tätigkeit auf – eine Errungenschaft, der sich 
England bereits dank der Reformerin Florence 
Nightingale schon ab 1860 rühmen konnte. Die 
Krankenschwester aus einer Oberschichtfamilie 
organisierte die Pflege der englischen Soldaten 
in den Lazaretten während des Krimkriegs, der 
in den 1850er Jahren in halb Europa tobte und 
bei dem es um den Einfluss der westlichen Ko-
lonialmächte gegen die Ansprüche Russlands in 
der sich auflösenden türkischen Monarchie und 
in Asien ging. Als Lady und Kriegsheldin konn-
te sie viele ihrer Reformideen durchsetzen, wenn 

Pflege ist Schwerarbeit, das hat sich trotz der Fortschritte bei Ausbildung und 
Arbeitsrecht seit 150 Jahren nicht geändert. Die Gewerkschaften kämpften von Anfang an

um faire Bedingungen für die Pflegenden – auch im Interesse der Patient:innen.

Florence Nightingale beim Nachtdienst im Lazarett. 

Der Nachtdienst war eine ihrer Innovationen in der Pflege, 

honoriert wurde die Zusatzbelastung lange nicht.

HISTORIE
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auch Arbeiter:innen, andere gering Verdienende und 
Arme zunächst kaum davon profitierten, weil es viel zu 
wenig gute Spitäler gab, die keine Kosten berechneten, 
und es kein ausgebautes öffentliches Gesundheitswesen 
gab. Der demokratische Sozialstaat, der sich nach 1945 
nicht nur in England festigte, machte dann zwar das 
Gesundheitswesen zur öffentlichen Angelegenheit und 
erleichterte den Zugang zu Spitälern und Pflegeeinrich-
tungen, aber den Belastungen der Pflegenden und dem 
Weiterbestehen von Resten der Zwei-Klassen-Medizin 
wurde trotz aller Reformen lange viel zu wenig politi-
sche Beachtung geschenkt.

In Österreich sind die Pflegenden, je nach Träger 
des Krankenhauses oder der Pflegeeinrichtung, in 
mehreren Gewerkschaften organisiert, aber wenn es um die großen gemeinsamen Prob-
leme geht, ziehen sie an einem Strang. Damit konnten etliche wichtige Fortschritte er-
reicht werden, zum Beispiel 1992 die Einbeziehung der Pfleger:innen in das Nachtschicht-
Schwerarbeitsgesetz. Und damit die Anerkennung ihres Berufs als zeitlich, körperlich und 
seelisch besonders belastende Tätigkeit und das Recht auf Zeitgutschrift für Nachtdienst. 
Eine Budgetpolitik, die den Handlungsspielraum des Sozialstaats einzuengen begann und 
dabei neben Privatisierungen auf Personalabbau setzte, machte die positiven Ansätze wie-
der zunichte. Auch der von den Gewerkschaften 2011 durchgesetzte Bundes-Pflegefonds 
stellt nur eine Notlösung dar, da eine langfristige österreichweite solidarische Konstruktion 
nach wie vor nicht in Sicht ist. Auch das Hausbetreuungsgesetz aus dem Jahr 2007 geht auf 
die Forderung der Gewerkschaften zurück, die Rund-um-die-Uhr-Pflege in privaten Haus-
halten aus der Grauzone zu holen. Herausgekommen ist aber eine Regelung, die Schein-
selbstständigkeit begünstigt, weil sich die wenigsten Familien unter den vorgesehenen Be-
dingungen angestellte Pflegekräfte leisten können. Für die Betroffenen fehlt deshalb jeder 
arbeitsrechtliche Schutz. Erreicht haben die Gewerkschaften dagegen, dass eine von ihnen 
nach der Jahrtausendwende konzipierte Ausbildungsreform teilweise umgesetzt wird. Die 
dabei ebenfalls eingerichtete Pflegelehre ist aber für Patient:innen und Jugendliche aus Ge-
werkschaftssicht kein Fortschritt – und wie das Beispiel Schweiz zeigt, trägt sie auch nicht 
zur Beseitigung des Pflegenotstands bei.  w 

Gewerkschafts- 

demo für Reform 

der Pfleger:innen-

ausbildung 2007. 

Unter dem Druck 

der Pandemie 

gelang 2020 ein 

Teilerfolg, aber die 

Entlastung im Beruf 

blieb bisher aus.

Pfleger:innen galten als ungebildet 
und Alkoholiker:innen, die zu keiner 

anderen Beschäftigung taugten, 
man nannte sie „Wärter:innen“.
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Pflegereform. Dieses Wort wurde in den letzten Jahren von vielen Politiker:innen in 
den Mund genommen. Das Thema selbst findet inzwischen regelmäßig auch seinen 
Weg in die breite Öffentlichkeit. Nach zahlreichen Anläufen vorhergehender Regie-

rungen macht uns nun Ex-Minister Mückstein mit der „Zielsteuerung Pflege“ Hoffnung 
auf Reformen. Bis dato liegt leider nur ein unzureichendes Stückwerk an Maßnahmen vor. 
Angesichts von rund 100.000 fehlenden Fachkräften in der Gesundheitsversorgung und in 
der Langzeitbetreuung und -pflege fehlen substanzielle Lösungsbeiträge. 150 „Community 
Nurses“ sind ein spannendes Projekt, lindern aber den Personalmangel nicht. Im Budget 
sind für die nächsten drei Jahre jährlich 50 Millionen Euro zur Unterstützung der Auszu-
bildenden vorgesehen. Doch die attraktive Gestaltung der Pflegeausbildungen braucht zu-
mindest eine verlässliche Existenzsicherung während der gesamten Ausbildung und deut-
liche Verbesserungen bei der praktischen Ausbildung (Praxisanleitung). Mit 50 Millionen 
Euro im Jahr lassen sich diese Aufgaben nicht stemmen. 

Eine Pflegereform ist kein triviales Unterfangen, denn der gewaltige Reformstau macht 
enorme Anstrengungen und eine Vielzahl an Maßnahmen erforderlich. Und es muss 
schnell etwas geschehen. Die bestehende Versorgungskrise zeigt sich durch Tausende, auf-
grund von Personalmangel leer stehende Betten in Pflegeheimen und Krankenhäusern. Da 
müssten längst alle Alarmglocken der politisch Verantwortlichen schrillen. 

Die komplexen Strukturen des Gesundheitswesens und der Langzeitpflege brauchen 
einen strukturierten Prozess, der alle Beteiligten miteinbezieht. Doch bislang fehlt eine 
gute Strategie, wie das bewerkstelligt werden soll. Entmutigend ist, dass bisher eines auffäl-
lig fehlt: der politische Wille, rasch in Verhandlungen über eine umfassende Pflegereform 
zu gehen und dafür die finanziellen Ressourcen zur Verfügung zu stellen.

Es führt kein Weg an raschen Reformen vorbei, denn wir alle sind auf das Funktio-
nieren des Gesundheitswesens und der Langzeitpflege angewiesen. Aufwendungen für die 
Pflege sind Investitionen in Menschen, die eine gute Gesundheitsversorgung und ein gutes 
Langzeitpflegesystem am Laufen halten und eine gute Versorgung für pflegebedürftige und 
kranke Menschen sicherstellen.

Die Pandemie hat uns gezeigt, dass diese Investitionen die Basis für unser gesellschaft-
liches Zusammenleben und auch unsere Wirtschaft sind. Denn: Ohne Gesundheit keine 
Sicherheit und keine Wirtschaft. Merkt euch das endlich!  w
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Das Buch enthält eine sorgfältige Edition jener Gesetze, die in der betrieblichen Praxis 
und arbeitsrechtlichen Beratung am häufigsten benötigt werden.
Erweitertes E-Book mit Kurzbesprechungen zu wichtigen Entscheidungen sowie  
Online-Datenbank mit über 500 tagesaktuellen Normen. 
Mit Leitsätzen, Querverweisen vom Gesetzestext auf Entscheidungen, unterjährig in 
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Mehrere Novellierungen des Behinderteneinstellungsgesetzes und ständige Weiter-
entwicklung im Rahmen der Rechtsprechung seit der letzten (8.) Auflage des vorliegen-
den Kommentars sowie die laufende Auseinandersetzung in Lehre und Autorenschaft 
mit dem Behinderteneinstellungsrecht erforderten auch eine Überarbeitung des Kom-
mentars zum Behinderteneinstellungsgesetz. Das seit der letzten Auflage bewährte 
Autor:innenteam hat die neuesten Entscheidungen der verschiedenen Höchstgerichte 
bis hin zum EuGH bei den einzelnen Bestimmungen eingearbeitet und sich in Ausei-
nandersetzung mit Rechtsprechung, Lehre und Meinungen zu verschiedenen rechtli-
chen Fragen geäußert.
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